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Der Heimatdienſt 


Aufgaben und Ziele der Volksaufklärung im kommenden Jahre. 


Don Miniſterialrat Dr. Richard Strahl, Leiter der Keichszentrale für Heimatdienſt. 


Wenn fih die Keichszentrale für Heimatdienſt in dieſen 
Tagen mit ihren Grüßen und Wünſchen an ihre Mitarbeiter, 
ihre Vertrauensleute, Förderer und Helfer im Lande wendet, 
ſo tut ſie dies mit einem tiefen und warmen Gefühl des 
Dankes für alles das, was ſie durch einſichtsvolle und opfer⸗ 
bereite Männer und Frauen an freiwilliger Unterſtützung in 
ihrer Aufklärungsarbeit erfahren hat. Sie tut es zugleich mit 
dem Empfinden der Verbundenheit, der Geſinnungs⸗ und giel- 
gemeinſchaft, die gerade in einer ſo ſchickſalsſchweren Seit 
doppelt hoch zu bewerten ſind. 

Gewiß ift dieſe Zielgleichheit zwiſchen den Mitarbeitern 
der Keichszentrale für Heimatdienft nicht zu verwechſeln mit 
politiſcher Einförmigkeit und Gleichmacherei. Im Gegenteil: 
die Reichszentrale hat ſtets beſonderen Wert darauf gelegt, 
Männer und Frauen der verſchiedenſten weltanſchaulichen und 
politiſchen Auffaſſungen in ihrem Mitarbeiterfreis zu ver⸗ 
einigen, unter der einzigen Vorausſetzung, daß fie poſitiv zu 
den Grundlagen und elementaren Lebensfragen des deut⸗ 
ſchen Staatsweſens eingeſtellt ſind. Um ſo ſtärker aber 
zeigt ſich die Übereinſtimmung im Siel, auf dem die 
Suſammenarbeit für die Volksaufklärung beruht. Es iſt 
die gemeinſame Auffaſſung, daß das deutſche Volk ſeinen 
Daſeinskampf nur beſtehen kann, wenn ein Mindeſtmaß an 
Gemeinſchaftsgeiſt von wahrhaft nationaler Geſinnung, von 
politiſcher Einficht und Toleranz, von Selbſtzucht und "Dpfer- 
willen vorhanden iſt. Dieſe Vorbedingungen, von deren Dor- 
handenſein Widerſtandskraft, Würde und Leben von Volk und 
Staat, von denen die Zufunftsentwidlung der Nation abhängt, 
find es, über die bei allen Mitarbeitern in der Dolksauf⸗ 
klärung volle Übereinſtimmung herrſcht und die die Grund- 
vorausſetzungen für die gemeinſame Arbeit bilden. In 
dieſem Sinne bemüht fih die Keichszentrale, in ſtrikter Neu⸗ 
tralität gegenüber Parteien, Konfeffionen und Wirtſchafts⸗ 
gruppen ihre Aufgaben im Sinne des Ganzen durchzuführen. 

Die Keichszentrale für Heimatdienſt kann mit beſonderer 
Befriedigung feſtſtellen, daß ihr trotz der innerpolitiſchen Span⸗ 
nungen des vergangenen Jahres ihre Vertrauensleute aus 
allen politiſchen Lagern faſt ausnahmslos treu geblieben ſind, 
ja, daß es gelungen iſt, manche neue Mitarbeiter aus bisher 
ihr fernerſtehenden Kreiſen hinzuzugewinnen. 

Freilich iſt die ſachliche Arbeit in der vergangenen Seit 
vielfach durch die politiſchen Verhältniſſe, namentlich in den 
erregten Wochen der Wahlkämpfe, behindert und auch durch 
die infolge der Sparmaßnahmen des Reichs vorgenommenen 
Einſchränkungen erſchwert worden. Trotzdem iſt es der 
Keichszentrale, nicht zuletzt dank der freiwilligen Leiſtungen 
ihrer Mitarbeiter, gelungen, ſelbſt hinſichtlich des Umfangs 
einigermaßen den früheren Stand ihrer Arbeit aufrechtzuer⸗ 
halten. Ja, es iſt von dem Aufklärungsmaterial, namentlich 
den Druckſchriften und den Lichtbildern, gerade in den be⸗ 
wegten Tagen ein beſonders ſtarker Gebrauch gemacht worden. 
Auch das Dortragsweſen hat in gewohnter Art durchgeführt 
werden können, wenn auch auf manche größere öffentliche Der- 
anftaltung verzichtet werden mußte. Dafür ift um fo inten- 
fiver in den befreundeten Organiſationen und Verbänden ge- 
arbeitet worden. 

Gerade das letzte Jahr hat mit beſonderer Deutlichkeit 
gezeigt, daß in politiſch erregten Zeiten ein geſteigertes Be⸗ 
dürfnis für eine fachliche Aufklärung des Volkes vorliegt. 
Es hat fich gezeigt, daß durch die Häufung und ſchnelle Auf⸗ 
einanderfolge der politiſchen Ereigniſſe in der Aufklärungs⸗ 
arbeit der Reichszentrale die aktuellen Fragen erheblich in den 
Vordergrund getreten ſind. In beſonderem Maße iſt dabei 
eine Aufklärung über die Maßnahmen und Ziele der Staats- 
führung erfolgt, deren Kenntnis und richtige Einſchätzung 
für die Urteilsbildung über das politiſche Geſchehen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſtets von ausſchlaggebender Bedeutung erſcheint. "Ohne 
Zweifel wird auch die kommende Zeit jo reich an ſchwer⸗ 
wiegenden politiſchen Entſcheidungen ſein, daß eine einiger⸗ 
maßen gründliche, lückenloſe und folgerichtige Volksaufklärung 
nur mit Mühe den Stoff bewältigen kann. Die gewaltigen 
wirtſchaftlichen Probleme, die von der Reichsregierung unter 
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der Parole der Beſchaffung von Arbeit und Brot zuſammen⸗ 
gefaßt werden, alſo die Probleme der Ankurbelung der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft, der Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit, der 
ſozialen Hilfsmaßnahmen, der öffentlichen Arbeitsbeſchaffung, 
des Arbeitsdienſtes, der Siedlung, der Ausbalancierung des 
Staatshaushaltes, des Schutzes der Landwirtſchaft, der indu⸗ 
ſtriellen Entwicklung, der Pflege der weltwirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen, vor allem die großen Fragen der Außenpolitik, des 
Endkampfes um die Gleichberechtigung, des Ringens um die 
Keviſion des Derfailler Diktates, der Neuordnung des mittel- 
europäiſchen Raumes, mögen nur Beiſpiele dafür ſein, welche 
Themen für die Volksaufklärung künftig geſtellt ſein werden. 

Alle dieſe Beſtrebungen haben nur dann Ausſicht auf 
Erfolg, wenn das Volk ſich in ſeinen breiteſten Schichten aktiv 
und produktiv an ihnen beteiligt. Eine Staatsführung kann 
und ſoll Hiele und Wege weiſen, der Wiederaufſtieg ſelbſt wird 
immer von der Leiſtung des Geſamtvolkes abhängen. Er iſt 
in ſeinen letzten Beziehungen nicht nur eine wirtſchaftliche und 
politiſche, ſondern im höchſten Maße eine geſamt⸗ kulturelle 
und ſomit auch moraliſche Angelegenheit. Energie, Selbſt⸗ 
diſziplin, Opferwilligkeit, Gemeinſchaftsgeiſt des ganzen 
Volkes, Gemeinſchaftsgeſinnung und Nationalgefühl find die 
ſeeliſchen Vorbedingungen für das Gelingen der politiſchen 
Aufgaben. Inſofern zeigt ſich gerade jetzt wieder, in wie 
ſtarkem Maße die Aufklärungsarbeit letztendlich volkserziehe⸗ 
riſche Ziele hat. Dies wird beſonders auch auf innenpolitiſchem 
Gebiet deutlich. Erſcheint doch hier wichtiger faſt noch als 
die äußere Reform der Derfaffung, die innere Geſundung des 
deutſchen Volkes. Denn auch die beſte geſetzliche Ordnung des 
Staatslebens gewinnt keine Wirkung, wenn ſie nicht von dem 
Geiſt der Staatsgeſinnung ausgefüllt und getragen wird. Bier 
aber liegen größte volkserzieheriſche Aufgaben: gilt es doch 
vor allem, die Jugend, die heute dem Staate vielfach ab⸗ 
lehnend gegenüberſteht, hinter den Staat zu bringen. Alle die 
Maßnahmen des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, der Jugend⸗ 
ertüchtigung, ja der Schulerziehung, wären für die Geſamtheit 
wirkungslos, wenn ſie nicht eine ſolche Wiedergewinnung der 
Jugend für Staat und Volk herbeiführten. Dabei wird ſich die 
Aufklärungsarbeit nie in den luftleeren Raum begeben dürfen, 
ſondern ſie wird verſuchen müſſen, durch Verbreitung von 
Wahrheit und Klarheit über das konkrete politiſche Geſchehen 
zur Verſachlichung der Auffaſſungen und über die Sachlichkeit 
zur Einmütigkeit einzuwirken. Denn nur auf dem Boden der 
Erkenntnis des Tatſächlichen wird ſtärkere Übereinſtimmung 
und ſtärkerer Zuſammenhalt, ſtärkeres Vertrauen zwiſchen 
Staatsführung und Dolt erzielt werden können, die wir um 
des Beſtandes des Ganzen willen ſo bitter nötig haben. 

Gewiß ſind Geſundung und Wiederaufſtieg, iſt ſogar die 
moraliſche Haltung des deutſchen Volkes von wirtſchaftlichen 
Vorausſetzungen abhängig. Es ift anzunehmen, daß mit der 
Überwindung von Not und Arbeitsloſigkeit, mit der Beſſerung 
der wirtſchaftlichen Lage auch eine gewiſſe Milderung der 
politiſchen Spannung eintreten wird. Immerhin wäre auch 
damit nur die äußerſte Gefahr beſeitigt; von da bis zur Er⸗ 
reichung der nationalen Geſchloſſenheit, die wir für eine glüd- 
liche Zukunftsentwicklung brauchen, iſt es noch ein weiter 
Weg. Im übrigen gilt aber ſelbſt für unſere heutige Zeit der 
Satz, daß der Menſch nicht vom Brot allein lebt und daß es 
nicht nur die materiellen, ſondern vor allem die geiſtig⸗ſeeliſchen 
Kräfte find, die für den Suſtand eines Volkes ent- 
ſcheidend ſind. 

So ſind Aufgabe und Bedeutung einer rein ſachlichen, 
parteipolitiſch nicht gebundenen Volksaufklärung heute größer 
denn je. Jeder, der die Vorausſetzungen für eine ſolche Arbeit 
in ſich fühlt, muß ſich um ſeines Volkes willen mit ganzer 
Kraft in den Dienſt dieſes Beſtrebens ſtellen. Die Reihs- 
zentrale aber wird ſich nach wie vor bemühen, ihren Mit⸗ 
arbeitern beratend, helfend und wegweiſend zur Seite zu 
ſtehen. Sie hofft, den Kreis ihrer Vertrauensleute noch er⸗ 
weitern zu können. Sie ift fih aber ⸗bewußt, daß der Erfolg 


der Arbeit weſentlich von ihren Mitarbeitern ſelbſt, von ihrer 


Energie, Umſicht und Daterlandsliebe abhängt. 


Der Heimatdienft 


Die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 


Don Dr. Dr. Gereke, Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung. 


Die Maſſenarbeitsloſigkeit drückt nicht nur Deutſchland, 
ſondern der geſamten Welt ihren Stempel auf. Nach den 
letzten Feſtſtellungen des Internationalen Arbeitsamtes in Genf 
find in der Welt gegenwärtig etwa 24 Millionen Arbeitsloſe 
vorhanden, zu deren Unterſtützung bisher rund 84 Milliarden 
Mark aufgebracht werden mußten. 

Schon aus dieſer einen Tatſache iſt erſichtlich, daß das 
Arbeitsloſenproblem nicht lediglich eine deutſche Angelegenheit 
iſt, wenn auch Deutſchland ganz beſonders darunter zu leiden 
hat. Die Gründe für die Maſſenarbeitsloſigkeit in der Welt 
ſind nicht, wie es vielfach verſucht wird, auf einen Nenner 
zu bringen. Eine der Haupturſachen liegt aber zweifellos in 
den dem Weltkrieg folgenden Friedensdiktaten und dem ſcharfen 
Wirtſchaftskampf in den Nachkriegsjahren, der zeitweiſe nahe⸗ 
zu zu einem wirtſchaftlichen Kampf aller gegen alle führte. 


Für Deutſchland kommen zu dieſen Gründen, die keines⸗ 


wegs im einzelnen vollzählig ſind — man denke auch an die 
Umwälzung in Rußland, den weit- 
gehenden Ausfall des oſtaſiatiſchen 
Marktes und die Boykottbewegung in 
Indien —, noch eine Reihe weiterer 
Geſichtspunkte hinzu, die zum Teil 
ihre letzte Urſache auch im Krieg und 
in den Nachkriegserſcheinungen haben, 
die jedoch der deutſchen Arbeitsloſig⸗ 
keit weitgehend das Geſicht eines 
innerdeutſchen Problems geben. Ich 
denke da zunächſt an die Folgen des 
Friedensdiktates von Derſailles, das 
uns blühende Grenzlande mit wich⸗ 
tigen Produktionsſtätten, unſere ge- 
ſamten Kolonien und die Flotte nahm; 
ich denke weiter an die Inflation, die 
Rationalifierung und ſchließlich die 
Entwicklung unſerer Bevölkerungs- 
bewegung. 

Es iſt in letzter Zeit viel darüber 


geſtritten worden, ob wir lediglich 
Funktionsſtörungen der deutſchen 
Volkswirtſchaft und der Weltwirt⸗ 


ſchaft haben, die beſeitigt werden kön⸗ 
nen, wenn man die Fehlerquellen klar 
erkennt und bekämpft, oder ob wir mit 
ſtrukturellen Wandlungen zu rechnen 
haben, die einen gewiſſen organifchen 
Umbau der Wirtſchaft bedingen, falls 
ſie wieder zu normalen Funktionen zu⸗ 
rückkehren foll. Der Herr Reichskanzler 
pon Schleicher hat in feiner Rundfunkrede ſchon darauf hinge- 
wieſen, daß wir eine Auflockerung unſerer überſetzten Groß⸗ 
ſtädte und Induſtriezentren brauchen, und daß wir wieder 
ſtärker eine Verlagerung des Schwergewichts zum Lande haben 
müſſen. Es wäre verhängnisvoll, wollte man aus dem relativ 
günſtigeren Stand des Exports etwa den Schluß ziehen, daß 
der Binnenmarkt im Augenblick weniger wichtig wäre. Ich bin 
vielmehr der Meinung, daß man im Intereſſe der Stabilität 
der geſamten Volkswirtſchaft dort die ſtärkſte Stütze anſetzen 
muß, wo ſich im Augenblick die ſtärkſte Belaſtung zeigt. 

Nun wird vielleicht der eine oder andere fragen: Was 
hat das alles mit Arbeitsbeſchaffung und den Aufgaben eines 
Keichskommiſſars für Arbeitsbeſchaffung zu tun? Dieſe Frage 
iſt gewiß berechtigt, aber wenn man ſich nicht die großen 
ZJuſammenhänge vor Augen hält, erkennt man nicht den Um- 
fang und die Bedeutung des Problems, und man gelangt 
häufig zu Fehlſchlüſſen, weil man glaubt, dieſe oder jene 
Tatſache ſei allein ausſchlaggebend für die Wirtſchaftskriſis 
und die Maſſenarbeitsloſigkeit. So ſehr man, wie ich ſchon 
betonte, darauf bedacht fein muß, in Zufammenarbeit mit 
anderen Ländern die Hemmungen zu bejeitigen, die jetzt den 
Kreislauf der Weltwirtſchaft ſtören, ſo ſehr iſt es andererſeits 
eine deutſche Aufgabe, die notwendige Wiederherſtellung des 
Gleichgewichts zwiſchen Stadt und Land herbeizuführen. Dieſe 
Aufgabe ſteht im engen Zuſammenhang mit allen Maßnahmen, 


Arbeits beschaffung 75 
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die zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit in Deutſchland er- 
griffen werden müſſen. Wir haben jahrelang einen verhängnis- 
vollen Kreislauf erlebt: Die öffentlichen Ausgaben ſtiegen 
ebenſo an wie die Steuerlaſten; der Wirtſchaft wurden ſchwere 
Laſten auferlegt, die ſie auf die Dauer nicht tragen konnte. 
Bei dieſen Laſten und dem Kapitalmangel, der beſonders aus 
der Inflation und den Reparationslaſten herrührte, war die 
Wirtſchaft nicht mehr widerſtandskräftig genug, um den ſtändig 
auf fie ausgeübten Druck auszuhalten. Sie wich dem Druck — 
ſoweit ſie konnte — aus durch ſtarke Rationaliſierung, die 
erhebliche Arbeitskräfte zugunſten der Maſchine freimachte, 
und weiterhin ſah ſie ſich, wo dieſe Maßnahmen auch nichts 
nutzten, zu Stillegungen veranlaßt. Das ſtändig anwachſende 
Heer der Arbeitsloſen nahm aber die öffentlichen Kaffen und 
damit die noch Steuerzahlenden immer mehr in Anſpruch. 
Derfuchte man, die erhöhten Anſprüche, die durch Unter- 
ſtützungszahlungen an die öffentlichen Kaſſen geſtellt wurden, 
durch Steuererhöhungen auszugleichen, 
dann bewirkte man nur einen weiteren 
Schrumpfungsprozeß der Wirtſchaft, 
der die Geſamtſteuereinnahmen trotz 
relativer Erhöhung weiter finfen ließ. 

Die Stats unſerer öffentlichen 
Körperſchaften waren in den Jahren 
nach der Stabiliſierung der Mark 
zweifellos ungeſund aufgebläht. Als 
erſtes ging das Kabinett Brüning tat⸗ 
kräftig daran, die Ausgaben der öffent⸗ 
lichen Hand wieder zu kürzen und auf 
ein tragbares Maß zurückzuführen. Die 
Entwicklung der Maſſenarbeitsloſigkeit 
ließ aber eine Geſundung und Ze— 
reinigung unſerer öffentlichen Etats 
nicht zu, denn vor allem die Haushalte 
der Gemeinden konnten mit dem Un⸗ 
ſicherheitsfaktor der Wohlfahrtsaus- 
gaben gar nicht ausgeglichen werden. 
So notwendig eine Kürzung der Aus⸗ 
gabenſeite unſerer Etats war, ſo ſehr 
überſtürzte ſich dann das Tempo. War 
es zwar notwendig und richtig, auf 
gewiſſe Neuanlagen zu verzichten, die 
in den Jahren 1924 bis 1929 beſonders 

dem Ausland ein völlig falſches Bild 

unſerer wirtſchaftlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit gegeben haben, ſo war das 
Maß vernünftiger Sparſamkeit über⸗ 
ſchritten, als auch die laufenden Sach⸗ 
ausgaben in den öffentlichen Etats entweder geſtrichen oder 
nicht mehr ihrem urſprünglichen Zweck zugeführt wurden, 
weil man fie für Wohlfahrtsunterſtützungen brauchte. 

Bier ift der entſcheidende Punkt, von dem ich bei der 
Aufſtellung eines Arbeitsbeſchaffungsprogramms im Frühjahr 
1952 ausgegangen bin. Die mannigfachen Fehlinveſtitionen, 
die die öffentliche Hand 1924 bis 1929 vorgenommen hat, 
haben leider in einem Teil der Öffentlichkeit zu der irrigen 
Auffaſſung geführt, als ſeien die Sachausgaben, insbeſondere 
der Gemeinden, Verſchleuderung von Steuergeldern und ein 
Einbruch in die Privatwirtſchaft. Demgegenüber ſteht feſt, 
daß die öffentliche Hand zu jeder Zeit umfangreiche Sach⸗ 
ausgaben für Straßen⸗ und Wegeunterhaltung, Brücken⸗ 
unterhaltung, Unterhaltung und Ausbau ihrer Gebäude, 
Materialbeſchaffung uſw. gehabt hat, auf die eine ordnungs⸗ 
gemäße Verwaltung nicht verzichten kann. Dieſe Ausgaben 
ſind zum weitaus überwiegenden Teil der Privatwirtſchaft 
zugute gekommen. 

Welche Größenverſchiebungen in den öffentlichen Aus⸗ 
gaben in den letzten Jahren eingetreten ſind, ergibt ſich ſehr 
klar bei der Straßenunterhaltung und dem Straßenbau. Im 
Jahre 1929 wurden für die normale Unterhaltung 
(reine Sachausgaben und Löhne) der Landſtraßen der 
Länder, Provinzen, Gemeinden und Gemeindeverbände 
5325 Millionen Mark aufgewandt. Im Jahre 1932 dagegen 
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ftehen aus allgemeinen Steuermitteln, aus der Kraftfahrzeug- 
ſteuer und dem Sonderprogramm des Reiches für Straßenbau 
vielleicht 500 Millionen Reichsmark zur Verfügung, alfo eine 
Summe für die g e fa mte Straßenunterhaltung ſo wie den 
umbau und ⸗ neubau, die nicht einmel mehr die lau- 
fenden normalen Unterhaltungskoſten deckt. 

Die Straßenunterhaltung iſt ja aber nur eins der vielen 
Gebiete, für die Sachausgaben der öffentlichen Hand in Frage 
kommen. Die Erkenntnis von der Notwendigkeit, gerade im 
Intereſſe der Privatwirtſchaft die direkten Sachausgaben der 
öffentlichen Hand nach Möglichkeit wiederherzuftellen und auch 
indirekt der Wirtſchaft jede nur mögliche Entlaſtung und An⸗ 
regung zuteil werden zu laſſen, hat ſich in dieſem Jahre 


überall durchgeſetzt. Ich erinnere nur an die Steuerentlaſtung 


der Wirtſchaft durch die Steuergutſcheine im September⸗ 
programm; ich erinnere weiter daran, daß in dem September⸗ 
programm ſchon Maßnahmen für öffentliche Arbeitsbeſchaffung 
eingeleitet oder geplant wurden. Dabei handelt es ſich zu⸗ 


nächſt um Arbeiten für Land⸗ und Waſſerſtraßen, landwirt⸗ 


ſchaftliche Meliorationen und andere Zwecke im Umfang von 
342 Millionen Mark. 

Außerdem ſind für vorſtädtiſche Kleinſiedlungen und die 
Schaffung von Kleingärten in dieſem Jahre 73 Millionen 
Mark bereitgeſtellt und damit über 26 000 Siedlerſtellen und 
über 74 000 Kleingärten geſchaffen worden. Weitere 10 Mil- 
lionen Mark gelangen zur 
Derteilung. Ferner find auf 
Grund eines Beſchluſſes der 
Reichsregierung zur förde- 
rung des Eigenheimbaues in 
den Haushaltsjahren 1933/54 
= 20 Millionen Marf bereit- 
geſtellt worden, aus denen 
ſchon jetzt kleine ZBypotheken 
zum Bau von Eigenheimen 
zugeſagt werden können. Bei 
einem durchſchnittlichen Dar⸗ 
lehen von 1500 Mark werden 
etwa 15 000 Eigenheime ge⸗ 
fördert. Durch den Hwang für 
den Bauherrn, die übrigen 
Koſten ſelbſt zu tragen, wird 
ein Arbeitseffekt von rund 
100 Millionen Mark erzielt. 
Sur Inſtandſetzung von 
Wohngebäuden, Teilung von 
Wohnungen und ſo weiter 
waren Keichszuſchüſſe in Höhe von 50 Millionen Mark 
bereitgeſtellt. Da über dieſe Zuſchüſſe in kurzer Zeit ver⸗ 
fügt wurde, habe ich ſichergeſtellt, daß zunächſt mindeſtens 
weitere 50 Millionen Mark bereitgeſtellt werden. Der tat⸗ 
ſächliche Arbeitseffekt überſteigt auch hier die Keichszuſchüſſe 
bei weitem, da ja der Hausbefizer das Mehrfache aus eigenen 
Mitteln beiträgt. Im Rahmen der Arbeiten der öffentlichen 
Hand bedarf dann das Programm der Reichsbahn in Höhe 
von 280 Millionen Mark und der Reichspoſt in Höhe von 
60 Millionen Mark beſonderer Erwähnung. Für die bäuer⸗ 
liche Siedlung werden der Ankündigung des Herrn Reichs- 
kanzlers entſprechend im Jahre 1955 zunächſt 100 Millionen 
Mark zur Verfügung geſtellt. 

Neben dieſen Maßnahmen, bei denen es ſich ja zum 
Teil nicht um direkte öffentliche Arbeitsbeſchaffung handelt, 
läuft nun das öffentliche Sofortprogramm in 
Höhe von 500 Millionen Mark, auf das ich bereits in meiner 
Kundfunkrede näher hingewieſen habe. Dieſes Sofort- 
programm geht von dem Grundſatz aus, daß es gerade in 
Krifenzeiten, wie den heutigen, Pflicht der öffentlichen Hand 
iſt, der Privatwirtſchaft neben der notwendigen ſteuerlichen 
Entlaſtung jede nur mögliche Unterſtützung durch Arbeits⸗ 
aufträge angedeihen zu laſſen. Jeglicher Anreiz zur Mehr⸗ 
produktion wird nur dann volle Auswirkung haben können, 
wenn für die Wirtſchaft die Hauptfrage, nämlich die des 
Abſatzes, pojitiv geklärt if. Das Sofortprogramm foll 
den öffentlichen Körperfchaften verſchiedener Art, Gemein⸗ 
den, Gemeindeverbänden, Kreiſen, Provinzen, Ländern, Ge- 
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noſſenſchaften mit öffentlich⸗rechtlichem Charakter, die Mög⸗ 
lichkeit geben, einen Kredit aufzunehmen, um volkswirtſchaft⸗ 
lich wichtige Arbeiten, die fie zu normalen Zeiten unbedingt 
durchgeführt hätten, in Auftrag zu geben. Die Auswahl 
der Arbeitsprojekte ſoll nicht ſchematiſch von einer Zentrale 
her erfolgen, ſondern die öffentlichen Körperſchaften follen 
nach dem Grundſatz geſunder Dezentraliſation von ſich aus 
beſchließen, welche Arbeiten ſie durchführen wollen. Dem 
Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung liegt es ob, in enger 
Fühlungnahme mit den zuſtändigen Reichsſtellen und den 
Kreditinftituten, die in das Projekt eingeſchaltet werden, 
darüber zu wachen, daß nur volkswirtſchaftlich wichtige 
Arbeiten durchgeführt werden. In der Praxis wird ſich im 
Einzelfall die Verwirklichung des Sofortprogramms etwa 
folgendermaßen vollziehen: Eine öffentlich⸗rechtliche Körper- 
ſchaft beſchließt die Aufnahme eines Darlehens zur Durch- 
führung einer notwendigen Arbeit, bei der möglichſt viele 
Arbeitsloſe beſchäftigt werden. Der Kreditantrag wird 
durch die Auffichtsbehörden und Kreditausſchüſſe geprüft und 
dann, je nach dem Charakter der Arbeit, entweder der Ge⸗ 
ſellſchaft für öffentliche Arbeiten oder der Kentenbankkredit⸗ 
anſtalt zugeleitet. Dieſe Kreditinftitute ſtehen in enger 
Verbindung mit dem Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung, 
der jederzeit den Überblick darüber haben muß, welche Ar⸗ 
beiten durchgeführt werden, und ob eine möglichft zweck⸗ 
entſprechende Verteilung der 
verfügbaren Mittel erfolgt. 
Durch enge Fühlungnahme 
mit der Reichsbank iſt von 
vornherein geſichert worden, 
daß die Finanzierung des 
Sofortprogramms in einer 
Weiſe geſchieht, die für die 
Währung keinerlei Gefahren 
in ſich birgt. 

Die Laufzeit der Dar⸗ 
lehen ſoll der vorausſicht⸗ 
lichen Lebensdauer der zu er⸗ 
ſtellenden Anlagen angepaßt 
werden. Die Darlehen ſollen 
von den Darlehnsnehmern in 
gleichen Raten getilgt wer⸗ 
den. Bei einer Tilgungszeit 
von beiſpielsweiſe zwanzig 
Jahren beträgt die Rente 
jährlich 6 v. 5. des Dar- 
lehens. Bei längerer oder 
kürzerer Tilgungszeit tritt eine entſprechende Verminderung 
oder Erhöhung der Rente ein. Damit iſt erreicht worden, 
daß die Träger der Arbeit außer der Rückzahlung des Dar⸗ 
lehens nur einen in der Rente enthaltenen Betrag leiſten, 
den man als Abgeltung für Verwaltungskoſten anſehen kann. 
Die übrigen Koſten des Kapitaldienſtes trägt das Reich. 
Außerdem werden zwei Freijahre vorgeſehen. In Aus⸗ 
nahmefällen kann eine Verlängerung um ein Jahr zu⸗ 
geſtanden werden. Bei werbenden Anlagen, alſo zum Bei⸗ 
ſpiel Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitätswerken, ſollen da⸗ 
gegen die normalen ins- und Tilgungslaſten aufgebracht 
werden. 

Die Langfriſtigkeit der Darlehen iſt ja im allgemeinen 
ſchon deshalb erforderlich, damit insbeſondere unſere Ge— 
meinden bei ihrer ſchwierigen Finanzlage überhaupt Anleihen 
aufnehmen und tilgen können. Die Bedingungen für die 
Kredite müſſen daher ſo geſtaltet ſein, daß ſie auch den in 
ſchwerer Bedrängnis befindlichen Kommunen die Möglichkeit 
geben, im Intereſſe der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit Kre⸗ 
dite aufzunehmen. Vicht richtig ſcheint mir jedoch zu ſein, 
wenn von manchen Seiten erklärt wird, die Vorbedingung 
für die Aufnahme ſolcher Kredite ſei für die Gemeinden 
eine Sanierung der Haushalte, die Umſchuldung und die 
Durchführung eines gerechten Finanz⸗ und Laſtenausgleichs. 
Gewiß iſt es dringend erforderlich, daß dieſe drei Fragen 
möglichſt bald poſitiv geklärt werden, aber die Not der 
Arbeitsloſen zwingt uns doch, beſchleunigt mit den Arbeiten 
zu beginnen. Wie denkt man ſich ſonſt überhaupt eine 


i L 


Der Heimatdienft | SE 


Sanierung der Haushalte der Kommunen, wenn die heutigen 
Wohlfahrtslaſten bleiben? Sie find ja doch der entſcheidende 
Faktor, der allmählich jede ordnungsmäßige Haushaltsführung 
der Gemeinden unmöglich gemacht hat. 

Die von mir oben geſchilderten Arbeiten zeigen ſchon, 
daß ich keinesfalls Notſtandsarbeiten oder im herkömmlichen 
Sinne „zuſätzliche“ Arbeiten vertrete, ſondern die Wieder- 
durchführung regulärer Arbeiten der öffentlichen Hand, für 
die die Arbeitskräfte zu normalem Lohn herangezogen 
werden müſſen. Nach den Feſtſtellungen des Inſtituts für 
HKonjunkturforſchung haben wir gegenwärtig eine Arbeits- 
loſigkeit von mehr als ſieben Millionen Menſchen. Zu⸗ 
ſammen mit den Angehörigen der Erwerbsloſen leben rund 
fünfzehn Millionen Deutſcher von öffentlichen Unter⸗ 
ſtützungen, belaſten damit nicht nur die öffentlichen Etats, 
ſondern fallen auch für den Konſum weitgehend aus. Es 
iſt deshalb von Anfang an mein Beſtreben geweſen, der Auf- 
faſſung zum Durchbruch zu verhelfen, daß die Wirtſchaft nur 
wieder belebt werden kann, wenn möglichſt viele Arbeits⸗ 
loſe zu vollem Lohn eingeftellt werden, damit wir wieder 
jene Kaufkraft herſtellen, die wir zur Derbeſſerung des Ab⸗ 
ſatzes von Landwirtſchaft und Induſtrie dringend brauchen. 
Gerade die Bemühungen zur Derbefjerung der Lage unſerer 
Landwirtſchaft werden nur dann von vollem Erfolg gekrönt 
fein, wenn die große Maſſe der Verbraucher in ihrer Kauf- 
kraft wieder geſtärkt iſt. 


Von verſchiedenen Seiten iſt die Forderung erhoben 
worden, man ſolle angeſichts der Größe und Bedeutung des 
Problems, das die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit darſtellt, 
einen großen Plan aufſtellen, nach dem ſyſtematiſch auf Jahre 
hinaus gearbeitet werden könne. Ich bin der Überzeugung, 
daß die Beratung eines ſolchen Planes derart viel Seit in 
Anſpruch genommen hätte, daß dieſer Seitverluſt angeſichts 
der Not unſerer Erwerbsloſen ſowie der ſchwierigen Lage 
unſerer Wirtſchaft und öffentlichen Hand gar nicht hätte ver- 
antwortet werden können. 

Es gilt jetzt, überhaupt erſt einmal Hand anzulegen 
und einen Anfang zu machen. Deshalb habe ich als Reihs- 
kommiſſar für Arbeitsbeſchaffung zunächſt bewußt ein 
Sofortprogramm aufgeftellt, ſchon weil ich der Über- 
zeugung bin, daß man nach der Durchführung dieſes Pro- 
gramms weitere Erfahrungen geſammelt haben wird, die eine 
Fortſetzung des richtigen Weges erleichtern werden. 

Ich weiß, daß die Schwierigkeiten, die zu überwinden 
find, ungeheuer groß find. Ich habe aber das feſte Vertrauen, 
daß ſich in dieſer nationalen Frage, die keine Angelegenheit 
der Parteipolitik iſt und ſein darf, alle verantwortungs⸗ 
bewußten Deutſchen zuſammenfinden in dem feſten Willen, 
mitzuhelfen, ſoweit es irgendwie in ihren Kräften ſteht, um 
das von dem Herrn Reichspräſidenten von Hindenburg 
erſtrebte giel zu erreichen: Sicherung des ſozialen Friedens 
und Schaffung einer wahren Dolksgemeinſchaft! 


Dentiche Volksgruppen im Exiſtenzkampf 


Don Dr. Kurt Trampler 


Das Jahr 1952 hat den deutſchen Volksgruppen in den Staaten 
Europas kaum Erleichterungen gebracht. Im Gegenteil. In vielen 
Staaten hat ſich ihre Lage bedeutend weiter verſchlechtert. Als Der- 
ſchlechterung muß es auch angeſehen werden, wenn die bisherigen 
Entnationaliſierungsmaßnahmen der Wohnſtaaten in vollem Um⸗ 
fang aufrechterhalten wurden. Denn in den meiſten Fällen legen 
die ſtaatlichen Geſetze und Derwaltungsanordnungen alle Gebiete des 
nationalen Eigenlebens jo ſehr in Feſſeln, daß lediglich ihre unver- 
änderte Anwendung ohne das Hinzutreten neuer Gewaltakte voll- 
ſtändig ausreicht, um langſam aber ſicher das deutſche Volkstum 
zu ſchwächen und zum Verdorren zu bringen. Mitteleuropa ſteht 
auch heute noch im Zeichen der Deutſchenverfolgung, — das ift die 
Grundformel, auf die ſich die Entwicklung dieſes Jahres bringen 
läßt. Die folgende gedrängte Überficht über die Lage der deutſchen 
Volksgruppen macht keinen Anſpruch auf Dollitändigkeit. Sie foll 
nur in kurzen Zügen verſuchen, die wichtigſten Grundlinien der 
Entwicklung zu zeigen. 

Zu den bedenklichſten Erſcheinungen der diesjährigen Natio⸗ 
nalitätenpolitik gehört es, daß die nationaliſtiſche Welle nunmehr 
auch auf den baltiſchen Raum übergegriffen hat. 


Eſtland und Lettland, 


die ſich nach den geradezu bolſchewiſtiſchen Enteignungen der un⸗ 
mittelbaren Nachkriegszeit den Ruf einer muſtergültigen Löſung des 
Derhältnifjes von Staat und Volkstum zu erringen wußten, werden 
von einer radikalen nationaliſtiſchen Agitation auf politiſche Wege 
gedrängt, die dieſen internationalen moraliſchen Kredit zu gefährden 
geeignet ſind. In Eſtland haben es zwar bisher die beſonnenen 
Politiker noch verſtanden, den Forderungen eines einfeitigen Natio⸗ 
nalismus zu begegnen, ſo daß die Hoffnung beſteht, daß hier die 
Welle der Entnationaliſierung an der Haltung des Mehrheitsvolkes 
ſelbſt brechen wird. Nicht jo in Lettland. Hier hat vor allem die 
Forderung nach einer „lettiſchen Einheitskultur“ ſtarke Gefolgſchaft 
gefunden. Das Sprachenrecht wurde verſchlechtert. Die Schulauto- 
nomie der nationalen Minderheiten erfuhr bedenkliche Einengungen, 
ſowohl hinſichtlich der freien Lehrplangeſtaltung als auch in der Zu- 
teilung der notwendigſten Exiſtenzmittel. 


In 
Litauen 


(ohne das Memelgebiet, das gemäß dem Autonomieſtatut nicht als 
„nationale Minderheit“ im eigentlichen Sinn betrachtet werden kann) 
ift einerſeits eine Verſtärkung der ſtaatlichen Entnationalifierungs- 
politik, andererſeits eine innere Feſtigung der deutſchen Volksgruppe 
zu beobachten. Während die Sahl der deutſchen Schulen von ehe⸗ 
mals 56 bis auf 2 geſunken iſt, hat ſich, aufgerüttelt durch den An⸗ 
griff auf ihr Kulturleben, die deutſche Volksgruppe im Deutſchen 
Kulturverband eine leiſtungsfähige Organiſation geſchaffen, die alle 
Volkskreiſe ohne Ausnahme umfaßt. Das Organ des Kulturver- 


bandes, die „Deutſchen Nachrichten für Litauen“, iſt ausgezeichnet 
redigiert, ſehr raſch zu einem lebendigen Bindeglied zwiſchen den 
verſtreut ſiedelnden Deutſchen geworden. 
Am ſchwerſten von allen deutſchen Volksgruppen kämpfen die 
Deutſchen in 
Polen 


um ihre Exiſtenz. Zum erſtenmal laſſen ſich in dieſem Jahr die un⸗ 
geheuerlichen volkspolitiſchen Derjchiebungen zahlenmäßig überſehen, 
die durch die Maſſenaustreibung von deutſchen Volksangehörigen 
in den ehemals preußiſchen Teilgebieten herbeigeführt worden ſind. 
Wenn auch die polniſche Volkszählung friſiert worden ift, jo gibt 
fie doch zum mindeſten für Poſen und Pommerellen einige Anhalts- 
punkte. Danach iſt die Fahl der Deutſchen in Pommerellen von 1910 
bis 1951 von 449 000 auf 109 000 geſunken. Die Sahl der Polen 
ſtieg im gleichen Zeitraum von 420000 auf 976 000. (In der letz⸗ 
teren Zahl find allerdings auch die Kaſchuben fälſchlich mit inbe- 
griffen.) Für Poſen ſind die Vergleichszahlen für die Deutſchen 
680 000 und 201 000, für die Polen I 268 000 und 1912 000. Ins- 
geſamt wurden aus Poſen und Pommerellen zuſammen 818 000 
Deutſche verdrängt. An ihre Stelle traten 1182000 Polen. Aus 
Oberſchleſien wurden etwa 100 000 Deutſche ausgetrieben. Selbſt 
wenn man die politiſche Willkür der polniſchen Statiſtik im Korridor 
berückſichtigt, bleibt die Tatſache beſtehen, daß das Deutſchtum aus 
ſeiner beherrſchenden Stellung auf den Rang einer hoffnungsloſen 
Minderheit herabgedrückt wurde. Zugleich aber widerlegen dieſe 
Siffern mit ſchlagender Deutlichkeit die polniſche Behauptung, daß 
die ſog. „Agrarreform“ eine ſoziale Maßnahme geweſen ſei. Sie 
liefern vielmehr den Beweis, daß es ſich um eine rieſenhafte, ge⸗ 
waltſam herbeigeführte volkspolitiſche Beſitzverſchiebung handelte. 
Selbſt das Dreierkomitee für die Minderheitenfrage, das der Völker- 
bundsrat zur Begutachtung der deutſchen Minderheitenklage gegen 
die Agrarreform einſetzte, mußte die Richtigkeit des deutſchen Stand⸗ 
punktes anerkennen. Trotz dieſer klaren Rechtslage aber hat der 
Völkerbundsrat bis heute noch keine Entſcheidung getroffen, die die 
einzig möglichen Konſequenzen aus dieſer Rechtslage zieht: Die 
Verurteilung Polens, die urſprünglichen Beſitzer wieder in ihre 
Rechte einzuſetzen oder aber die landhungrige deutſche Bevölkerung 
bei der Verteilung der enteigneten Ländereien entſprechend zu bes 
rückſichtigen. 

Ungeklärt ift auch trotz vieler Völkerbundsklagen der Kampf 
um das mutterſprachige Schulweſen. Schon im Jahre 1951 wandte 
fih die deutſche Volksgruppe in Polen mehrfach wegen der ver- 
tragswidrigen Liquidierung des deutſchen Schulweſens beſchwerde— 
führend nach Genf. Inzwiſchen hat ſich die Lage noch ganz wejent- 
lich verſchlechtert. Weitere deutſche Minderheitenſchulen wurden ge- 
ſchloſſen, weitere Privatſchulen verloren ihre Konzeſſion, die deut- 
ſchen Kantoratsſchulen in Wolhynien wurden mit einem Federjtrich 
vernichtet, ebenſo wie in Kongreßpolen das blühende deutſche Shul- 
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weſen bis auf wenige Klafjen vernichtet ift. Nicht genug damit, 
erließ 3 in dieſem Jahre zwei neue Geſetze, das Geſetz über 
den „Neubau des Schulweſens“ und das Geſetz über die Privat- 
ſchulen. Tiefſter Sinn beider Geſetze iſt, das Schulrecht ſo ziemlich 
aufzulöſen und alle wichtigen Entſcheidungen zu Ermeſſensfragen 
der Außenbehörden zu machen. Die Geſetze enthalten in der Tat ſo 
ziemlich alle Handhaben für die Behörden, um auch die letzten Reſte 
mutterſprachigen Unterrichts zu vernichten, und nach allen bis⸗ 
herigen Erfahrungen kann man annehmen, daß die Behörden dieſe 
Vollmachten durchaus in deutſchfeindlichem Sinn ausnützen werden. 
Gegen dieſen unmöglichen ZJuſtand richtet fih die deutſche Präventiv- 
klage gegen das neue Schulgeſetz, die ebenfalls vom Völkerbund noch 
nicht behandelt wurde. Im übrigen werden alle Schikanen gegen 
das deutſche Volkstum, die ſo ziemlich jeder deutſchen Lebens⸗ 
äußerung einen Derbotsparagraphen gegenüberſtellen, unvermindert 
weiter geübt. Ganz beſonders furchtbar wirkt ſich auf die Bevölke⸗ 
rung die innerſtaatliche polniſche Wirtſchaftspolitik aus, die mit 
Erfolg beſtrebt iſt, die ſchwerſten Folgen der Wirtſchaftskriſe gegen 
die Deutſchen zu lenken, d. h. die Kriſe zur Waffe des Volkstums⸗ 
kampfes zu machen. In Gberſchleſien wurde ein großer Teil der 
deutſchen Arbeiterſchaft durch dieſe unlautere Kampfmethode um 
ihr Brot gebracht. Dieſe Methode des Wirtſchaftskampfes gegen 
die Minderheitsvölker iſt auch in der 


Tſchechoſlo wake i 


ſehr beliebt. Durch einſeitige Subventionierung der in national⸗ 
tſchechiſchen Händen befindlichen Induſtrien, durch Subvention natio⸗ 
naltſchechiſcher Konkurrenzwerke gegen vornehmlich deutſche In⸗ 
duſtriegruppen wird die deutſche Wirtſchaft ſyſtematiſch benach⸗ 
teiligt. Staatsaufträge fallen fo gut wie ausſchließlich an national⸗ 
tſchechiſche Firmen, die ſie auch faſt nur mit nationaltſchechiſchen 
Arbeitskräften ausführen laſſen. Es iſt nicht ſelten, daß mitten in 
das geſchloſſene deutſche Sprachgebiet tſchechiſche Arbeiter in Maſſen 
importiert werden, um öffentliche Aufträge vor den Augen der deut⸗ 
ſchen ortsanſäſſigen Arbeitsloſen auszuführen. Daß ſolche Ereig⸗ 
niſſe zu einer Erbitterung der deutſchen Bevölkerung führen müſſen, 
ift ſelbſtverſtändlich. In öffentlichen Dienſten werden keine deutſchen 
Bewerber angeſtellt, obwohl beim Abbau von Beamten und An- 
geſtellten faſt nur Deutſche abgebaut wurden. Dabei gibt es heute 
50 000 Staatsbeamte mehr als vor dem Beamtenabbau. Desgleichen 
bemühen ſich die tſchechiſchen Finanzämter mit Erfolg, den Gedanken 
eines maßgebenden tſchechiſchen Politikers zu erfüllen, daß das 
deutſche Volksvermögen auf dem Umweg über die Steuerkaſſe in 
nationaltſchechiſche ie überführt werden müſſe. Nach der Schätzung 
einer tſchechiſchen (1) Wirtſchaftszeitſchrift bringen die Deutſchen 
50 v. H. der geſamten Staatsſteuern auf. Ihr Anteil an der Be- 
völkerung beträgt 25 v. H. Ihr Anteil an der Steuerverwendung 
liegt tief unter dieſem Prozentſatz und ſinkt in allen wichtigeren 
Punkten bis auf 2 v. H.! Man ſieht ferner darauf, daß die Deut⸗ 
ſchen eine etwa doppelt ſo hohe Arbeitsloſenziffer haben als die 
Nationaltſchechen. Sahlloſe ſchikanöſe Bausdurchſuchungen und Be- 
ſpitzelungen führten zu zwei großen Hochverratsprogefien, dem Dolfs- 
ſportprozeß und dem Jungſturmprozeß, bei dem ſieben Jahre zu⸗ 
rückliegende harmloſe Kinderſpielereien Gegenſtand der Anklage 
waren. Beide Prozeſſe förderten nicht den Schein eines begründeten 
Verdachtes zutage, daß die Angeklagten gegen den Beſtand des 
tſchechoſlowakiſchen Staats gehandelt hätten. Trotzdem wurden 
ſchwere Urteile gefällt. Sie ſind zwar ungerechtfertigt, aber die 
tſchechiſche Agitation braucht ſie, um das Vorgehen gegen die Deut⸗ 
ſchen zu rechtfertigen. 


Mit großen Erwartungen begrüßten die Minderheitsvölker 
Rumäniens 


die Errichtung des Unterſtaatsſekretariats für Minderheitenfragen 
unter Leitung des Deutſchenführers Dr. Rudolf Brandſch. Man 
fah in der Schaffung dieſer Behörde den ehrlichen Willen der Re- 
gierung, fih ernſthaft um die Löſung des Nationalitätenproblems 
zu bemühen. Vom Vertrauen aller Minderheitsvölker Rumäniens 
getragen, gelang es der vermittelnden Tätigkeit von Dr. Brandſch 
in vielen Hunderten von Klagen, einen Ausgleich herbeizuführen, der 
den Lebensnotwendigkeiten der Völker entſprach. Obwohl auch ein⸗ 
ſichtige Rumänen die hohe Bedeutung der neuen Behörde erkannten, 
wurde leider das Amt in dieſem Jahr, angeblich aus Erſparnis⸗ 
gründen, wieder aufgelöſt. 


Der Deutſche Kulturverband in Rumänien hat feine Wirk⸗ 
ſamkeit mit allen Kräften wieder aufgenommen und widmet ſich 
insbeſondere der Hilfeleiſtung für die entfernteren Teile der deut- 
ſchen Volksgruppe. In 


Südſlawien 


brachte das Jahr 1952 den Deutſchen zuerſt den Verluſt von fünf 
Bürgerſchulen. Damit iſt das mittlere deutſche Schulweſen auf zwei 
Bürgerſchulen zuſammengeſchrumpft. Eine Zufage des füdflawijchen 
Unterrichtsminiſters, die Bürgerſchulen wieder zuzulaſſen, iſt noch 
unerfüllt und durch den inzwiſchen erfolgten Kabinettswechſel wieder 
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in Frage geſtellt. So erfreulich die Zulaſſung der privaten deutſchen 
Lehrerbildungsanſtalt iſt, ſo kann man angeſichts dieſer Schulſchlie⸗ 
ßungen doch nur ſchwer von Fortſchritten ſprechen, wenn die eine 
Hand doppelt nimmt, was die andere gegeben hat. Neuerdings 
kommen auch wieder vor allem aus Slowenien Klagen über die 
Nichtzulaſſung der geſetzmäßig den Deutſchen zuſtehenden Volksſchul⸗ 
klaſſen und über die Neuanwendung der fog. „Namensanalyſe“. Dieſe 
Namensanalyſe hat zur Folge, daß nicht das Bekenntnis der Eltern 
als maßgebend für die nationale Zugehörigkeit der Kinder und da⸗ 
mit für die Errichtung mutterſprachiger Schulen angeſehen wird, 
ſondern daß die Schulbehörde eine meiſt recht anfechtbare philo⸗ 
logiſche Unterſuchung des Familiennamens vornimmt und das Kind 
in die ſlawiſche Schule zwingt, wenn dieſe Unterſuchung nichtdeutſche 
= en im Namen ergibt. Beſonders läſtig für die deut- 
fhe Volksgruppe ift die rigoroſe Präventivzenſur aller Druckerzeug⸗ 
nijje. Insbeſondere dürfen in den deutſchen Blättern zahlreiche Mel- 
dungen nicht veröffentlicht werden, die die Belgrader Blätter im 
gleichen Wortlaut veröffentlichen dürfen. 


In 


Ungarn 


iſt die verſprochene Vermehrung des mutterſprachigen Unterrichts 
in der Dolksſchule bisher nicht durchgeführt worden. Die Tätigkeit 
des ungarländiſch⸗deutſchen Volksbildungsverbandes ift noch heute 
in großen Teilen Ungarns aufs ſchwerſte behindert. Der Gottes- 
dienſt erfolgt auch in vielen rein deutſchen Gemeinden in madjari⸗ 
ſcher Sprache. Sicherlich iſt manches, was in dieſem Jahr zum 
Nachteil der deutſchen Volksgruppe geſchah, nicht im Sinne der 
ungariſchen Regierung. Ebenſo kann es aber als ſicher gelten, daß 
dieſe Vorfälle zu vermeiden geweſen wären, wenn man in Ungarn 
das Bewußtſein hätte, daß die Regierung wirklich energiſch die ge- 
rechte Behandlung der deutſchen Volksgruppe zu erzwingen gewillt iſt. 


In 
Südtirol 


iſt die kulturelle Lage leider unverändert ungünſtig. In Schulen, 
in denen kein Wort deutſch geſprochen werden darf und kein Wort 
italieniſch verſtanden wird, werden die deutſchen Kinder zu An- 
alphabeten. Keine irgendwie an die Gffentlichkeit gerichtete Mit⸗ 
teilung von der öffentlichen Bekanntmachung bis zu den altehr⸗ 
würdigen Hofnamen und den Grabſteinen darf in deutſcher Sprache 
abgefaßt ſein. Ein endloſer Katalog der Verneinung jeder auch 
noch ſo geringen volklichen Tarara e ließe ſich aufzeichnen. 
In 
Elſaß⸗ Lothringen 

ſteht der Jahresbeginn im Zeichen der Amneſtierung der Derur- 
teilten des Colmarer Autonomiſten⸗Prozeſſes, die Frankreich aber nur 
als einen Gnadenakt anſieht. Nach wie vor ſträubt ſich Frankreich 
gegen die Anerkennung der nun einmal feſtſtehenden Tatſache, daß 
es ein Nationalitätenſtaat ift, der Zugeſtändniſſe an das Eigenleben 
der nichtfranzöſiſchen Völker machen muß. 


Eupen⸗ Malmedy 


kann in dieſem Jahr zwei hochbedeutſame Wahlſiege der deutſchen 
Parteien verzeichnen. Überwältigend war das deutſche Übergewicht 
bei den belgiſchen Gemeindewahlen. Bei den folgenden Parlaments- 
wahlen bedeutete die Stellungnahme des Biſchofs von Lüttich für 
die ſtaatsbelgiſche Fatholifche Partei eine ſchwere Belaſtung für die 
deutſche katholiſche Partei. Trotz dieſer Schwierigkeiten konnten 
die Deutſchen in Eupen⸗Malmedy eine weit über zwei Drittel der 
Stimmen hinausgehende Mehrheit behaupten. Das bedeutet ein 
überwältigendes Bekenntnis zu der von den heimattreuen Parteien 
aufgeſtellten Forderung, gemäß Artikel 34 des Derfailler Diktates, 
die ſeinerzeit von Belgien durch militäriſche Gewalt verhinderte 
Volksabſtimmung über die ſtaatliche Zugehörigkeit des Gebietes 
vorzunehmen. Die am Heiligen Abend erfolgte Ausweiſung des 
bei der Bevölkerung hochverehrten Kaplans Gilles aus Belgien ift 
leider ein unerfreuliches Zeugnis für die Verſtändnisloſigkeit gegen- 
über dem Deutſchtum Eupen⸗Malmedys. Gegenüber 
Nordſchleswig 


erfüllte die Regierung eine der wichtigſten Forderungen des Deutſch⸗ 
tums: den Ausbau des höheren deutſchen Schulweſens bis zur 
Hochſchulreife. 

Es iſt, wenn wir die Geſamtlage zuſammenfaſſen, eine traurige 
Fülle des Leides und des Kampfes, die wir rückſchauend in dem 
Ringen eines Jahrzehnts um die Selbſterhaltung des Volkstums 
überblicken. Aber trotzdem: immer mehr reift auch der volksdeutſche 
Gedanke der überſtaatlichen Kulturgemeinſchaft zur bezwingenden 
geiſtigen Macht heran. Ihn vorwärtszutragen ift Aufgabe der Fu- 
kunft. De. aber das deutſche Volk unvermindert an Jahl und 
kultureller Kraft den Tag ſeines endgültigen Sieges erlebe, iſt es 
notwendig, daß auch in Zukunft der Kampf des Tages in all ſeinen 
Einzelheiten geführt wird. Um jede Schule, um jeden Arbeitsplatz, 
um jede Kirche, um jede Wahlſtimme, um jede Poſition, in der deut⸗ 
ſches Weſen verwurzelt iſt. 


Der Heimatdienft 


Die deutſche Außenpolitik im Jahre 1932 


Von K. Schwendemann. 


Man könnte den größten Teil der deutſch⸗franzöſiſchen 
Auseinanderſetzung ſeit dem Kriegsende und damit des In⸗ 
halts der europäiſchen Geſchichte dieſes Seitabſchnitts als 
den Kampf um zwei verſchiedene Auffaſſungen des Rechtes 
bezeichnen. Auf franzöſiſcher Seite verſteht man unter Recht 
das, was im Derfailler Vertrag und in den übrigen Friedens- 
verträgen ſteht. Von deutſcher Seite fordert man das Recht 
auf Leben, auf Sicherheit, auf Beſeitigung des Unrechtes von 
Verſailles. Um diefe zwei Auffaſſungen des Rechtes geht 
der Kampf, und wenn man ſich die Geſchichte der letzten 
zwölf Jahre vergegenwärtigt, kann man feſtſtellen, daß, wenn 
auch nur langſam und unter ſchweren Mühen, die deutſche 
Rechtsauffaffung fich vielfach und feit einigen Jahren in 
ſchnellerem Tempo durchgeſetzt hat. 

Im Laufe des verfloſſenen Jahres ſtanden zwei Kapitel 
jenes Rechtes, auf das Frankreich fich ſtützt, die Teile VIII 
und V des Derfailler Vertrages, Reparationen und Abrüſtung, 
im Mittelpunkt der deutſchen Politik. Beide ſind im Ge⸗ 
bäude des Derfailler Vertrages tragende Pfeiler. Wurde 
auch die deutſche Abrüſtung vertraglich als Einleitung zur 
allgemeinen Abrüſtung feſtgeſetzt, ſo war doch die innere 
Abſicht, die man franzöſiſcherſeits mit ihr befolgte, die mili⸗ 
täriſche Wehrloſigkeit Deutſchlands und damit die militäriſche 
Ausſchaltung der Mitte Europas. Die Reparationen mit ab⸗ 
ſichtlich unerfüllbar hohen Forderungen waren beſtimmt, die 
deutſche Wirtſchaft und Finanzkraft immer von neuem aus⸗ 


zuhöhlen und wie ein zum Fuſammenziehen ſtets bereiter 


Strick um Deutſchlands Nacken zu liegen. Beide zuſammen 
konnten in Derfailles als taugliche Inſtrumente angeſehen 
werden, um die nach Sahl und Wirtſchaftskraft überlegene 
deutſche Nation auf die Dauer in der Lage des Beſiegten 
und Schwachen feſtzuhalten, in die fie der Ausgang des 
Weltkrieges verſetzt hatte. 
; Es iſt anders gekommen. Die Reparationen, im Jahre 
1925 Anlaß der Ruhrinvaſion und damit zum Stoß gegen 
die Schöpfung Bismarcks, die Reichseinheit, benutzt, wurden 
durch den Dawesplan 1924 des Charakters als politiſche 
Waffe entkleidet und im Noungplan zum Hebel für die 
vordatierte Befreiung des Rheinlandes von fremder Beſetzung. 
Die Weltwirtſchaftskriſe und der Widerſtand des deutſchen 
Volkes entkleideten ſie in der öffentlichen Meinung der Welt 
ſo jeder Berechtigung, daß ſie unhaltbar wurden. Nachdem 
1925 die Nichtlieferung von einigen tauſend Telegraphen⸗ 
ſtangen ein franzöſiſches Heer ins Ruhrgebiet geführt hatte, 
kam 1952 die Seit, da der deutſche Reichskanzler Brüning 
furchtlos das Wort ſprechen konnte, Deutſchland werde keine 
Reparationen mehr zahlen. In Lauſanne erfolgte dann im 
Juli 1952 die Schlußregelung, die eine mit mancherlei Be⸗ 
dingungen verklauſulierte Schlußzahlung von drei Milliarden, 
beginnend nach drei Jahren, vorſieht und unter den Teil VIII 
des Verſailler Vertrages den Schlußſtrich zog. Das Recht 
Frankreichs, der Derfailler Vertrag, hat dem Lebensrecht der 
deutſchen Nation auf Freiheit und Fortſchritt weichen müſſen; 
nach langem Kampf und ſchweren Opfern freilich, deren 
Folgen Deutſchland noch lange bedrücken werden, nicht zuletzt 
in Form der Derzinfung jener Anleihen, deren Herein⸗ 
ſtrömen nach Deutſchland erft die Fahlung der Reparations- 
milliarden von 1924 bis 1951 ermöglicht hat. Nun iſt 
Frankreich ſelbſt Amerika gegenüber in einer ähnlichen 
Situation, wie Deutſchland ſo lange Jahre hindurch ihm 
ſelbſt gegenüber, in der des Schuldners, der zum Zahlen an⸗ 
gehalten wird. Schon bei der erſten Zahlung, die es leiſten 
foll, ohne von Deutſchland ein Mehrfaches davon zu erhalten, 
ſtürzt die franzöſiſche Kammer den zahlungswilligen Miniſter⸗ 
präſidenten wegen 80 Millionen Goldmark, von denen über 
14 Milliarden in den Kellern der Bank von Frankreich liegen. 
Am 2. Februar des vergangenen Jahres iſt in Genf die 
Abrüſtungskonferenz zuſammengetreten. Auf ihr ſollte endlich 
die Verpflichtung zur allgemeinen Abrüſtung eingelöſt werden, 
die uns gegenüber in Verſailles eingegangen worden ift. Es 
war von vornherein klar, daß, was Deutſchland angeht, ſich 


die Abrüſtungskonferenz in erſter Linie um die Frage der wei⸗ 
teren Gültigkeit des Teils V des Verſailler Vertrages drehen 
würde. Wir haben die Abrüſtung der anderen nach unſerem 
Muſter gefordert und außerdem Gleichberechtigung. Gleiches 
Recht in der Wehrfrage, gleiche Freiheit in der Organiſation 
der Landesverteidigung, die die anderen Völker im Rahmen 
einer internationalen Abmachung über allgemeine Abrüſtung für 
ſich in Anſpruch nehmen würden, war die ſelbſtverſtändliche 
deutſche Forderung. Das Ausnahmerecht des Teils V des 
Derjailler Vertrages, dieſer weſentliche Teil des „Rechtes“ von 
Verſailles, mit deffen Ausführung uns fremde Kontroll- 
kommiſſionen viele Jahre gedemütigt haben, und deſſen inte⸗ 
grale Aufrechterhaltung Frankreich nach wie vor forderte, 
mußte fallen. Das auf Diktat aufgebaute Recht des Buch⸗ 
ſtabens, an das ſich Frankreich klammerte, mußte verſchwinden 
vor dem Lebensrecht auf Sicherheit und Gleichſtellung unter 
den Völkern, das Deutſchland natürlicherweiſe für fih in An- 
ſpruch nimmt. Man hat uns dieſes Recht noch in der Der- 
tagungsreſolution der Abrüſtungskonferenz vom 23. Juli 1932 
geglaubt verjagen zu können. Als der deutſche Reichsminifter 
des Auswärtigen Freiherr von Neurath durch das Memo- 
randum, das er am 29. Auguſt dem franzöſiſchen Botſchafter 
übergab, die Anerkennung dieſes Rechtes dringend forderte, 
wich man aus. Erſt als wir die Tür zur Abrüſtungskonferenz 
energiſch ins Schloß warfen und draußen blieben, gelang es, 
durch die Fünfmächteerklärung vom 11. Dezember die An⸗ 
erkennung unſerer Gleichberechtigung auch von Frankreich 
durchzuſetzen. Sie bedeutet, daß der Teil V des Derjailler 
Vertrages im Prinzip bereits den Weg gegangen iſt, den der 
Teil VIII über die Reparationen durch das Lauſanner Ab- 
kommen ging. Sie bedeutet, daß an die Stelle der einſeitigen 
Wehrbeſchränkung Deutſchlands nach dem Derſailler Vertrag 
in Bälde diejenigen Bindungen treten werden, die für alle 
gelten. Sie bedeutet ferner, daß auch, wenn es nicht bald 
gelänge, ſich über dieſe Bindungen allgemeiner Art zu einigen, 
und die Abrüſtungskonferenz als geſcheitert erklärt werden 
müßte, der Teil V des Derjailler Vertrages nicht mehr auf- 
erſtehen könnte. So oder ſo wird er verſchwinden und die 
einſeitige Abrüſtung Deutſchlands mit ihm. Die Beſeitigung 
der wehrpolitifchen Aushöhlung der Mitte Europas wird da- 
mit in Bälde Tatſache werden. 

Das Jahr 1952 wird in der Geſchichte der Nachkriegs⸗ 
zeit ein Epochejahr fein, ähnlich wie das Jahr 1924, ja viel- 
leicht noch mehr. Swei der weſentlichſten Grundpfeiler 
jenes Rechtsgebildes, auf das fih Frankreich beruft und unter 
deſſen Druck das Lebensrecht des deutſchen Volkes mehr als 
einmal zu erliegen drohte, ſind zerbrochen. Aufgabe des 
deutſchen Volkes in der nächſten Zukunft iſt es, mit kräftigen 
Armen die Trümmer beiſeite zu ſchieben, die liegengeblieben 
ſind. Das wird noch harte Arbeit und ſchwere Mühen koſten. 
Die praktiſche Durchführung der deutſchen Gleichberechtigung 
auf der Abrüſtungskonferenz iſt das nächſte, was bevorſteht. 
Mancherlei Außerungen offiziöſer und offizieller Natur aus 
Frankreich laſſen vermuten, daß die franzöſiſche Politik ſich 
bemühen wird, aus dem Teil V des Derfailler Vertrages 
möglichſt viel hinüberzuretten in die allgemeine Abrüſtungs⸗ 
konvention. Gegen all dieſe Bemühungen wird eiſern der 
Grundſatz gelten müſſen: Kein Sonderrecht für Deutſchland, 
volle Gleichberechtigung, Bindungen nur inſoweit, als ſie für 
alle gelten! 

Wenn man rückblickend über das vergangene Jahr weſent⸗ 
liche Erfolge der deutſchen Außenpolitik feſtſtellt, jo geſchieht 
es gewiß nicht, um rofige Bilder der Zukunft zu malen. 
Schwer wie die Vergangenheit wird auch die Zukunft ſein. 
Auch das neue Jahr wird Kampf und ſchwere Entſcheidungen 
bringen. Noch ſteht mancher Pfeiler des Derjailler Rechts- 
gebäudes unerſchüttert und wuchtend deutſchem Lebensrecht 
entgegen. Der Kampf für die Dynamik einer lebensvollen 
deutſchen und europäiſchen Entwicklung und gegen die Statik 
deffen, was in Verſailles zum Recht erklärt wurde, geht weiter 
und wird weiter ſchwer ſein. 


Der Heimatdienft 
EEE EEE en an 


Zur Aufhebung der Lohnſenkungsverordnung 


Don Dr. Münz, Oberregierungsrat im Reichsarbeitsminiſterium. 


In ſeiner programmatiſchen Rundfunkrede hat Reichskanzler 
von Schleicher betont, daß es notwendig fei, bei allen Regierungs- 
maßnahmen den ſozialen Geſichtspunkt zu berückſichtigen. Weil viele 
Kreiſe die Beachtung dieſer Forderung in der Verordnung zur Der- 
mehrung und Erhaltung der Arbeitsgelegenheit vom 5. September 
1952 vermißten, war die Verordnung von Anfang an heftigen An⸗ 
griffen ausgeſetzt. Die genannte Verordnung bildete nach der Ab- 
ſicht des Kabinetts Papen einen Beſtandteil in der Geſamtheit von 
Maßnahmen, durch welche die Reichsregierung die Belebung des 
daniederliegenden Wirtſchaftslebens zu erreichen ſuchte. Sie ſtützte 
ſich auf die Notverordnung vom 14. Juni 1952 und auf den zweiten 
Teil der Verordnung des Reichspräſidenten zur Belebung der Wirt- 
ſchaft vom 4. September 1952. Sie ſah in ihren beiden erſten Ab⸗ 
ſchnitten verſchiedene Maßnahmen vor: eine geſetzliche Ermächtigung 
des Arbeitgebers, bei Vermehrung feiner Belegſchaft die Tariflöhne 
zu unterſchreiten (88 1 bis 6), und eine Ermächtigung des Schlichters, 
die Unterſchreitung der Tariflöhne bei gefährdeten Betrieben zu 
geſtatten (88 7 bis 8). 


Der Sweck der erſten Maßnahme ging nach der amtlichen Der- 
lautbarung dahin, durch eine begrenzte Entlaſtung des Lohnkontos 
einen Anreiz zur Vermehrung der Arbeitsplätze und zur Einſtellung 
von Arbeitsloſen auszuüben. Vorausſetzung war, daß der Arbeit- 
geber die Belegſchaftsziffer gegenüber ihrem Stande am 15. Auguſt 
1952 oder gegenüber dem b der Monate Juni, Juli und 
Auguſt 1952 erhöhte. Je größer diefe Vermehrung war, um fo 
größer durfte auch die Ermäßigung der tariflichen Löhne ſein. Gegen 
dieſe Regelung ſind von Anfang an von den verſchiedenſten Seiten 
ſtarke Bedenken erhoben worden. Sie treffe, ſo ſagte man, die ein⸗ 
zelnen Betriebe ganz verſchieden und höchſt ungerecht, je nachdem 
ſie ihre Belegſchaft vermindert und die Arbeitszeit beibehalten oder 
die Belegſchaft beibehalten und die Arbeitszeit verkürzt haben. Vor 
allem fürchtete man, daß es zu unlauteren Verſchiebungen der Arbeit- 
nehmer zwiſchen Betrieben derſelben und verſchiedener Arbeitgeber 
komme, was im Wege der Kontrolle nicht genügend ausgeſchaltet 
werden könne. Auch nahm man an, daß die Prämiierung der hohen 
Belegſchaftsziffer vielfach zu einem unerwünſchten Wechſel zwiſchen 
ſtark angeſpannter Arbeit und Betriebsſtillegung führe. So werde 
die Kalkulation erſchwert, da der Arbeitgeber keine richtigen Kalku⸗ 
lationsgrundlagen mehr habe. Don ſeiten der Arbeitnebmer wurde 
beſonders betont, daß der Tarifvertrag ſtark entwertet werde, wenn 
weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer auf die wirkliche Durchführung 
der vereinbarten Löhne rechnen können. Weiter wurde darauf hinge⸗ 
wieſen, daß eine Erhaltung der Gehaltlohnſumme und damit der 
Kaufkraft der Arbeitnehmerſchaft doch ſehr zweifelhaft fei. 


Dieſen Bedenken iſt eine Berechtigung nicht abzuſprechen ge⸗ 
weſen. So war der Kampf des Reichstages gegen die Lohnſenkungs⸗ 
verordnung ſehr leicht. Sicherlich lag der Hauptfehler der Derord- 
nung darin, daß man wei nach einem theoretiſch ausgedachten 
Schema die Löhne zu regulieren. Als die Verordnung in Kraft trat, 
war damit zu rechnen, daß in einer Reihe von Induſtrien mit Rück⸗ 
ſicht auf das Weihnachtsgeſchäft erhöhte Aufträge zuflöſſen. Die 
mit ſolchen Aufträgen bedachten Betriebe mußten naturgemäß für die 
nächſte Zeit erhöhte Anſprüche an ihre Arbeitnehmer ſtellen. In 
dieſem Augenblick aber ſollten niedrigere Löhne gezahlt werden. Dem⸗ 
gegenüber mußten Betriebe, die keine neuen Aufträge bekamen bzw. 
deren Aufträge zurückgingen, höhere Löhne als die erſterwähnte Art 
der Betriebe zahlen, da ſie keine neuen Arbeiter einſtellen konnten. 
Das mußte über kurz oder lang zu einer Beunruhigung ſowohl der 
Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer führen, oder aber zu einem 
Verzicht auf die Anwendung der Verordnung. Gerade das letztere ift 
der Fall geweſen. Sobald ſich in einem Betrieb gegen die beab⸗ 
ſichtigte Lohnſenkung auf Grund der Verordnung vom 5. September 
1952 ernſthafter Widerſtand der Belegſchaft geltend machte, wurde die 
Lohnſenkungsanordnung ſehr oft zurückgezogen. Das geſchah natürlich 
vor allem in Betrieben, die neue Aufträge bekamen. Dieſe Dor- 
gänge bewieſen aber noch etwas anderes, nämlich, daß der Tarif⸗ 
gedanke auch im Intereſſe der Arbeitgeber ſelbſt mit Rückſicht auf die 
Konkurrenz liegt. Immer wieder konnte man gerade in der Seit 
nach dem 5. September 1952 beobachten, daß der Tarifvertrag von 
Arbeitgeberkreiſen durchweg nicht mehr bekämpft wird. 


Was die Frage der Auswirkung der Derordnung vom 5. Sep⸗ 
tember 1952 anlangt, ſo iſt dazu folgendes zu ſagen. Es iſt wieder⸗ 
holt von der Preſſe eine Statiſtik der Neueinſtellungen verlangt 
worden. Das Reichsarbeitsminiſterium hat die Frage der ſtatiſtiſchen 
Erfaſſung und Veröffentlichung der Neueinſtellungen von Arbeit- 
nehmern wiederholt eingehend geprüft. An ſich beſtehen bereits 
heute zwei Statiſtiken, aus denen man ſich wenigſtens ein ungefähres 
Bild von dem Geſamtumfang der Neueinſtellungen machen kann. 
Das ift die monatliche Krankenkaſſen⸗ und die monatliche Arbeits- 
marktſtatiſtik. Aus ihnen geht hervor, daß z. B. die Zahl der Neu- 
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einſtellungen im September 1952 ſchätzungsweiſe 900 000 bis eine 
Million betragen hat. Dieſen engen ſtand natürlich auch 
eine entſprechende Anzahl von Entlaſſungen gegenüber. Die Fluk⸗ 
tuation auf dem Arbeitsmarkt iſt alſo auch heute noch erheblich 
größer, als man in der Öffentlichkeit gewöhnlich annimmt. 

Es iſt klar, daß, wenn man alle diefe Neueinſtellungen exakt 
durch eine beſondere Statiſtik erfaſſen wollte, man den Arbeitgebern 
eine erhebliche Arbeitsbelaſtung zumuten müßte. Vorausſetzung für 
eine ſolche Statiſtik wäre nämlich die Meldepflicht aller en 
Stellen und aller Stellenbeſetzungen durch die Arbeitgeber an das 
zuſtändige Arbeitsamt. Die Angaben der Schlichter bezüglich der 
Verordnung vom 5. September 1952 beziehen ſich nicht eigentlich auf 
die Neueinſtellungen, ſondern auf die Belegſchaftsvermehrung, die 
gegenüber dem Dergleichsraum (15. Auguſt oder Juni Auguſt 1932) 
eingetreten ſind. Dabei iſt zu beachten, daß aber nur die unter Lohn⸗ 
ſenkung vorgenommenen Belegſchaftsvermehrungen meldepflichtig 
find. Das ift aber bei den zu Normallöhnen zuftande gekommenen 
Belegſchaftsvermehrungen nicht der Fall. Wo ſolche gemeldet worden 
find, beruhen fie anſcheinend auf freiwilligen Meldungen von Arbeit⸗ 
gebern. Anſpruch auf Vollſtändigkeit können dieſe Meldungen daher 
nicht erheben. Eine exakte und vollſtändige Erfaſſung der Mehr⸗ 
beſchäftigung könnte wohl nicht ohne Einführung der Meldepflicht 
für alle Einſtellungen und Entlaſſungen von Arbeitnehmern durch- 
geführt werden. Es iſt klar, daß unter dieſen Umſtänden von einer 
Veröffentlichung der Schlichtermeldungen abgeſehen werden mußte. 
Wenn in der letzten Zeit behauptet worden iſt, daß die Zahl der auf 
Grund der Verordnung vom 5. September 1952 erfolgten Neuein⸗ 
ſtellungen 62 000 betrage, ſo iſt dieſe Angabe auf jeden Fall falſch. 
Wenn man ſchon eine Fahl angeben will, dann müßte man ſagen, 
daß die mit Lohnſenkung verbundenen gemeldeten Neueinſtellungen 
dicht an 100 000 herankommen. Aber daß auch diefe Zahl nicht viel 
Wert hat, zeigen die vorſtehenden Darlegungen. 

Durch die Verordnung über die Aufhebung der Verordnung zur 
Vermehrung und Erhaltung der Arbeitsgelegenheit vom 14. De⸗ 
zember 1952 iſt der Kampf gegen die Lohnſenkungsverordnung be⸗ 
endigt. Jedoch wird dieſe nicht mit ſofortiger Wirkung aufgehoben. 
Um Härten auszugleichen, mußte die Reichsregierung eine gewiſſe 
Übergangszeit vorſehen. Der erſte Teil der Verordnung vom 
5. September 1952 tritt mit dem 31. Dezember 1952 außer Kraft. 
Unter gewiſſen Vorausſetzungen jedoch kann ein Arbeitgeber ver- 
langen, daß die Berechtigung oder Ermächtigung zur Tariflohnunter- 
ſchreitung unter den bisherigen geſetzlichen Dorausfegungen bis zum 
51. Januar 1955 beſtehen bleibt. Ein dementſprechendes Verlangen 
iſt bei dem Schlichter zu beantragen, und zwar bis zum 51. Dezember 
1952. Anträge, die nach dem 31. Dezember 1952 eingehen, ſind 
nicht mehr zu berückſichtigen. Dieſe Friſt iſt eine echte Ausſchlußfriſt. 
Deren Nichtbeachtung hat das Erlöſchen aller Rechte zur Folge. Die 
Vorausſetzungen für einen Antrag auf Verlängerung find folgende. 
Es muß an dem Tage des Inkrafttretens der Aufhebungs verordnung, 
alſo am 14. Dezember 1952, tatſächlich infolge der Anwendung der 
Verordnung vom 5. September 1952 weniger Lohn gezahlt worden 
fein. Es genügt nicht, daß vielleicht diefe Derordnung einmal kurze 
Seit zur Anwendung kam, dann aber die Lohnkürzung wieder 
wegfiel und am 14. Dezember 1952 der volle Tariflohn gezahlt wurde. 
Ferner muß es ſich bei dem Betriebe oder der Betriebsabteilung um 
Aufträge handeln, deren Erledigung dem Betriebe bei Wegfall der 
Tariflohnunterſchreitung erheblichen Schaden verurſachen würde. Es 
muß ſich alſo auch um einen Auftrag handeln, der bereits am 14. De⸗ 
zember 1952 vorgelegen hat und in bindender Form übernommen 
worden iſt. Der Wegfall der Lohnſenkung muß endlich einen er⸗ 
heblichen Schaden verurfachen. Was unter Schaden zu verſtehen iſt, 
richtet fih nach dem Recht des bürgerlichen Rechts. Es fei nur be- 
merkt, daß der Schaden auch den entgangenen Gewinn umfaßt. Auf 
Grund dieſer Feſtſtellung wird man wohl annehmen können, daß im 
allgemeinen der Nachweis über die Entſtehung des Schadens dem 
Betriebsinhaber nicht ſchwerfallen wird. Denn die Kalkulation wird 
ja immer auf Grund der geſenkten Löhne erfolgt ſein. Fällt nun die 
Lohnminderung weg, jo muß fih naturgemäß im Regelfalle der 
Unternehmergewinn vermindern. Ob der Schaden erheblich iſt, 
wird immer von den Umſtänden des Einzelfalles abhängen. Daß 
alle diefe Vorausſetzungen gegeben find, muß der Betriebsinhaber dem 
Schlichter nachweiſen. Der Schlichter wird daher oftmals vor einer 
nicht leichten Aufgabe ſtehen. In vielen Fällen wird es ihm ſogar 
unmöglich fein, in kurzer Zeit einen folh genauen Einblick in die 
Kalkulationsgrundlagen des übernommenen Betriebes zu nehmen, daß 
er die Notwendigkeit der Tariflohnunterſchreitung überprüfen kann. 
Es wird daher nichts anderes übrigbleiben, als daß der Schlichter 
weitherzig verfährt und die ihm begründet erſcheinenden Anträge ge⸗ 
nehmigt. Es dürfte auch nicht erträglich ſein, bei Betrieben in dem⸗ 
ſelben Wirtſchaftsgebiet die Abmeſſung des Schadens allzuſehr diffe- 
renzieren zu wollen. Bei alledem iſt zu bedenken, daß es vermieden 
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werden muß, die Ausführungen von übernommenen Aufträgen zu 
erſchweren, weil dies jedesmal erhöhte Arbeitsloſigkeit bedeutet. 

Die Lohnſenkungsverordnung enthält noch eine Vorſchrift, die 
mit der Mehrbeſchäftigung von Arbeitnehmern nicht zuſammenhing. 
Es iſt hier der zweite Teil der Verordnung gemeint, der die Auf⸗ 
rechterhaltung beſonders notleidender Betriebe ermöglichen bzw. jhon 
zum Erliegen gekommene Betriebe in Gang bringen ſoll. Bereits 
feit längerer Zeit war von Regierungsſeite aus den beteiligten 
Ureiſen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer empfohlen worden, in 
ihren Tarifverträgen Einrichtungen vorzuſehen, die es geſtatten, zur 
Aufrechterhaltung gefährdeter Betriebe nötigenfalls Abſchläge von 
dem Tariflohn zu bewilligen. Da dies jedoch nur in einzelnen Fällen 
geſchehen ift, wurde durch die Verordnung vom 5. September 1952 die 
Möglichkeit eines behördlichen Eingriffs durch den Schlichter geſchaffen. 
Die Dorausfetung für das Eingreifen des Schlichters war einmal die 
Gefährdung der Weiterführung oder der Wiedereröffnung des Be⸗ 
triebes. Sodann muß die Gefährdung auf beſonderen dieſem Betrieb 
eigentümlichen oder ihn belaſtenden Umſtänden beruhen. Iſt ein 
Betrieb durch die allgemeine wirtſchaftliche Lage in Schwierigkeiten 
gekommen, jo genügt dies nicht zur Anwendung des erwähnten 8 7. 
Die gefährdenden Umſtände müſſen auch ſo beſchaffen ſein, daß ſie 
durch eigenes Eingreifen des Unternehmers unter keinen Umſtänden 
abwendbar ſind. Deshalb muß der Schlichter da, wo tarifvertragliche 
Lohnſenkungsmöglichkeiten beſtehen, erſt auf dieſe verweiſen. Ferner 
muß die Lage des Betriebes ſo ſein, daß von der Herabſetzung der 
tarifvertraglichen Verpflichtung die Erhaltung des Betriebes oder die 
Möglichkeit ſeiner Wiederaufnahme erwartet werden kann. Den Um⸗ 
fang der zuläſſigen Unterſchreitung ſetzt der Schlichter feſt. Er darf 
dabei aber nicht über 20 v. Ñ. der tarifvertraglichen Lohn⸗ und Ge- 
haltsſätze hinausgehen. Erfolgt die Entlohnung im Akkord, = kann 
die entſprechende Unterſchreitung von dem tatſächlichen Ufford- 
verdienſt abzüglich 10 v. H. erfolgen. Die Entſcheidung des Schlich⸗ 
ters ift bindend. Er iſt jedoch berechtigt, bei Anderung der Verhält- 
niſſe abzuändern oder aufzuheben. 

f Nach der Aufhebungsverordnung vom 14. Dezember 1932 tritt 
dieſer zweite Teil der Verordnung vom 5. September 1952 am 


51. Januar 1955 außer Kraft. Es wird ſich aber fragen, ob man 
nicht an die Stelle der 88 7 und 8 der Verordnung vom 5. Septem- 
ber 1952 etwas anderes ſetzen muß. Denn es beſteht in weiten 
Kreiſen, ſowohl der Arbeitgeber als der Arbeitnehmer, die Über⸗ 
zeugung, daß dieſe Schutzbeſtimmungen für gefährdete Betriebe 
im gegenwärtigen Zeitpunkt unbedingt notwendig find. Der 
einfachſte Erſatz wäre, wenn ſich die beteiligten Tarifparteien bereit 
fänden, in den Tarifverträgen eine beſondere Schutzklauſel mit 
dem Inhalt der 88 7 und s einzubauen. Allerdings gälte dann eine 
ſolche Klaufel nur für die Tarifparteien und ihre Mitglieder. Für 
die Nichtorganiſierten wäre ſie zunächſt ohne Bedeutung. Mit dieſen 
müßten im Einzelfalle beſondere Vereinbarungen abgeſchloſſen 
werden. Um allen dieſen Schwierigkeiten zu begegnen, dürfte ſich 
doch empfehlen, den Inhalt der 88 7 und 8 durch eine beſondere Der- 
ordnung nach dem 31. Januar 1955 wieder in Kraft treten zu laſſen. 
Eine ſolche Verordnung entſpricht dem ſozialen Bedürfnis und dient 
der Aufrechterhaltung des Tarifgedankens. Wenn es nicht gelingt, den 
Tarifvertrag elaſtiſch wirklichen Notfällen anzupaſſen, dann droht 
die Gefahr, daß der Tarifvertrag unterhöhlt wird. Über dieſe Tat⸗ 
ſachen helfen keine theoretiſchen Erörterungen hinweg. Daß eine 
ſolche Verordnung unſozial wäre, kann auch nicht behauptet werden. 
Denn eine derartige Regelung dient dazu, iy der heutigen Notzeit 
Arbeitsplätze, die irgendwie zu halten find, auch zu balten. Es ift 
ſelbſtverſtändlich, daß die Vorausſetzungen für eine Tarifunterſchrei⸗ 
tung auch in Zukunft ſo gehalten ſein müſſen, daß ein Mißbrauch 
nach menſchlicher Vorausſicht ausgeſchloſſen ift. Meines Erachtens 
ſteht auch nicht zu befürchten, daß von Arbeitgeberſeite dann eine 
ſolche Verordnung ausgenutzt werden würde. das zeigen die bis⸗ 
herigen Erfahrungen. Bisher ſind bei den Schlichtern Anträge nach 
den 88 7 und s der Verordnung vom 5. September 1952 in geringerer 
Sahl — vielleicht rund 50 — eingelaufen. Don den über ſolche An- 
träge zu entſcheidenden Stellen darf man auch die Überzeugung 
haben, daß ſie alle Umſtände des Einzelfalles ſorgfältig abwägen. 
Es iſt zu hoffen, daß die jetzige Reichsregierung eine neue und gute 
Form für den aufgehobenen zweiten Teil der Verordnung dom 
5. September 1932 finden wird. 


Die Winterhilfe 1932/33 


Don Dr. G. Böhringer, Generalſekretär der Deutſchen Liga der freien Wohlfahrtspflege, Berlin. 


Das Deutſche Reich zählt 62,4 Millionen Einwohner. Davon 
waren Anfang Dezember 1952 rund 11,6 Millionen auf die laufende 
Unterſtützung öffentlicher Stellen angewieſen. Da erſt im Februar 
jeden Jahres die Röchſtunterſtütztenziffern aufzutreten pflegen, muß 
man noch mit einem Anwachſen dieſer Zahl rechnen — ganz ab- 
geſehen von den Kurzarbeitern und den anderen Hunderttaufenden, 
die ſich gerade noch ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Unterſtützung 
aufs kümmerlichſte durchſchlagen. Die Not der 11,6 Millionen 
Volksgenoſſen ift nicht erft von geſternz mehr als die Hälfte dieſer 
Menſchen und Familien trägt das harte Schickſal der Arbeitsloſig⸗ 
keit und wirtſchaftlichen Not bereits ein, zwei Jahre lang. 

Man weiß, wie niedrig die Unterſtützungsbeträge ſind, die die 
Finanzlage der öffentlichen Kaſſen zu zahlen geſtattet. Wie iſt es 
da überhaupt möglich, daß das Heer der Bedürftigen dieſen Winter 
der Not überſteht d 

wollte man die Frage exakt beantworten, ſo müßte man zuerſt 
die außerordentlichen Leiſtungen der Selbſthilfe feſtſtellen, die 
die von der Wirtſchaftsnot Betroffenen vollbringen. Man denke 
daran, wie die Hausfrauen der Erwerbsloſen mit geringſten Mitteln 
wirtſchaften müſſen und doch noch ihrer Familie dieſe und jene 
kleine Freude zu bereiten verſtehen. Man denke an die Unermüd⸗ 
lichkeit und Findigkeit, mit der die Männer irgendwie ein paar 
Groſchen extra zu verdienen ſuchen; es iſt geſchätzt worden, daß 
unter den gegenwärtigen Derhältniffen durch Schwarzarbeit, Bettel- 
und Wandererweſen, Haufieren und Straßenmuſikantentum pro Jahr 
mehrere hundert Millionen Mark zu den Unbemittelten hinüber- 
wechſeln. So beklagenswert ſolche Erſcheinungen einerſeits ſind, 
unleugbar kommt in ihnen eine unverwüſtliche Lebenskraft zum 
Durchbruch. Endlich denke man an die Unſumme gegenſeitiger 
Hilfe, die heute zwiſchen Verwandten, Freunden, Nachbarn und 
Berufskollegen ausgetauſcht wird. Bier ſind — eine Art erweiterter, 
korporativer Selbſthilfe — mannigfache neue Formen und Quellen 
des Helfens lebendig geworden. 

Zu dieſen zwar ſtatiſtiſch unfaßbaren, doch ſehr realen Rieſen⸗ 
leiſtungen unmittelbarſter Nothilfe kommt die Arbeit der organi- 


ſierten freien Wohlfahrtspflege. Spricht man von 
„Winterhilfe“, ſo meint man im allgemeinen dieſe beſondere 
Wirkſamkeit der organiſierten freien Liebestätigkeit. Schon im 
vorigen Winter hatten ſich überall im Lande beſondere Ausſchüſſe 
zur Bekämpfung der geſteigerten Not gebildet. In dieſem 
Winter 1932/33 hat der Aufbau des Hilfswerkes allerorten in 
Stadt und Land frühzeitig, meiſt im Gktober, begonnen. Eine fo 
große Aktion läßt ſich nicht künſtlich hervorrufen. Die Antriebe 
dazu kommen unmittelbar aus dem Smoke des Volkes. Die 
organiſierte Winterhilfe iſt nichts anderes als die zeitgemäße Form, 
die es unternimmt, den elementaren, überall hervordrängenden 
Helferwillen aus der Zufälligkeit und Planloſigkeit zu einem ge⸗ 
ordneten und darum wirkſameren Gebilde zu erheben. 

Das Hilfswerk vollzieht fih in örtlich frei gewählten Formen. 
Lediglich ein ganz lockerer Oberbau iſt vorhanden, beſtehend aus 
zwangloſen Provinzial- und Landesarbeitsgemeinſchaften der Winter- 
hilfe, den Spitzenverbänden und der Deutſchen Liga der freien Wohl- 
fahrtspflege. Im übrigen gibt es eine „Berliner Winterhilfe“, eine 
„Münchener Nothilfe“, eine „Hamburger Winterhilfe“, und jo faſt 
in jeder größeren Gemeinde. Träger dieſer örtlichen Arbeits- 
gemeinſchaften ſind in erſter Linie die Ortsvereine der evangeliſchen 
Inneren Miſſion, des katholiſchen Caritasverbandes, der jüdiſchen 


Wohlfahrtspflege, des Roten Kreuzes, des Paritätiſchen Wohlfahrts- 


verbandes und der Chriſtlichen Arbeiterhilfe. Auch politiſche 
Gruppen, die ſozialdemokratiſche Arbeiterwohlfahrt, die Dater- 
ländiſchen Verbände und die Vationalſozialiſtiſche Partei, betätigen 
ſich in der Winterhilfearbeit. ; 

In dieſen örtlichen Winterhilfsorganiſationen wird die 
eigentliche Arbeit getan, die Arbeit des Helfens und — was als 
beſonders ſchwierig voraufzugehen hat — die Arbeit des Sammelns. 
Welcher Außenſtehende ermißt, was es bedeutet, Werte vieler 
Millionen im Wege freiwilliger Spenden aus dem Dolfe 
zuſammenzubringen! Sorgfältige Feſtſtellungen haben ergeben, daß 
im Winterhalbjahr 1951/52 in Deutſchland rund 100 Millionen Mark 
Spendenwerte, teils in Geld, teils in Sachwerten, den Weg von 
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einem freiwilligen Geber über die Winterhilfsorganiſationen zu den 
Bedürftigen gegangen ſind“). Welchen mengenmäßigen Umfang die 
Gebefreudigkeit der Bevölkerung im gegenwärtigen Winter aufweiſt, 
läßt ſich zur Seit noch nicht ſicher abſchätzen. Die Landbevölkerung 
hat auch in dieſem Jahre wieder mit vorbildlicher Treue Kartoffeln, 
Obſt, Brotkorn und andere Naturalien geſpendet. Wo die Ernte 
geringer ausfiel, z. B. vielfach in Obſt, ſanken natürlich auch die 
Opfergaben. Anderswo ſind die Spendenerträge mindeſtens auf der 
alten Höhe geblieben. 

Wenn in den Städten die Ergebniſſe der Geldſammlungen gegen 
das Vorjahr zurückgegangen find, fo ift das angeſichts des Dor- 
dringens der Not nicht verwunderlih. Neben den herfömmlichen 


lich in Naturalform, felten in Bargeld. Der Bedürftige erhält fie 
als eine zuſätzliche Sonderleiſtung; die Unterſtützung, die er vom 
Wohlfahrtsamt bekommt, darf deswegen nicht gekürzt werden. — 


Etwas anderes als die Winterhilfe der freien Wohlfahrtspflege 
iſt die öffentliche Winterhilfe des Reiches. Auch 
fie trägt, indem fie gewiſſe zuſätzliche Unterſtützungen aus Reihs- 
mitteln gewährt, dazu bei, den Hilfsbedürftigen ihr Los wenigſtens 
während der Wintermonate ein wenig zu erleichtern. Das Reich 
hat dabei aus mancherlei Gründen weder die Form einer Bargeld- 
zuwendung noch die einer direkten Naturalunterſtützung, ſondern 
die der Derbilligungsgewährung gewählt. 


Schon im Winter 1951/52 waren ähnliche Maßnahmen ge⸗ 


Straßen-, Haus-, Seitungs⸗ 
und Rundfunk⸗Sammlungen, 
neben Winterhilfelotterien und 
den anſcheinend unausrott- 
baren „Wohltätigkeitsfeſten“ 
muß man auf neue Formen der 
Mittelbefhaffung ſinnen. In 
einigen Großſtädten ſchrieb der 
Gberbürgermeiſter als Vor- 
ſitzender der Winterhilfe an 
die reichen Leute perſönliche 
Briefe und hatte großen Er- 
folg; Sparkaſſen, Banken und 
Poſtſcheckämter veranlaſſen 
ihre Kontoinhaber, ſich einen 
kleinen Abzug gefallen zu 
laſſen; Sportvereine erhöhen 
die Eintrittspreife zu ihren 
Deranftaltungen um einen 
„Sportſechſer für die Winter⸗ 
hilfe“; die Erheber der Gas- 
und Elektrizitätswerke bitten, 
die Rechnungen zugunſten der 
winterhilfe nach oben ab⸗ 
runden zu dürfen. Auf dieſe 
und tauſend andere Weiſen 
kommt das Geld für die 
Winterhilfe zuſammen. 

Im übrigen vollzieht ſich 
auch in den Städten ein Über- 
gang von der Bargeld- zur 
Naturalſpende. Handel und 
Induſtrie ſchenken von ihren 


Aufruf! 


Die Not der Arbeitsloſigkeit laſtet ſchwer gerade auch auf der 
deutſchen Jugend. Weder Arbeitsbeſchaffung noch Arbeitsdienſt können 
verhindern, daß mit dem Anbruch des Winters Hunderttaufende 
von jungen Deutſchen mit dem Schickſal der Erwerbsloſigkeit und 
der Untätigkeit zu ringen haben. Darum rufen Reichspräfident und 
Reichsregierung das deutſche Volk am Weihnachtstage zum Not 
werk der deutſchen Jugend auf. Das Notwerk foll der 
arbeitsloſen Jugend Gelegenheit zu ernſthafter beruflicher Bil- 
dungsarbeit bieten und ihr ſonſtige finnvolle geiſtige und 
körperliche Betätigung ermöglichen. Es foll ihr in Ver- 
bindung damit täglich eine gemeinſame warme Mahlzeit 
ſichern. i 

Gemeinſinn und Hilfsbereitfchaft aller Teile der Bevölkerung 
müſſen in dieſem Notwerk zuſammenwirken, um die arbeitsloſe 
Jugend körperlich und geiſtig geſund und lebenstüchtig zu erhalten 
und ihren Willen zu kameradſchaftlicher Selbſthilfe zu ſtärken. Die 
freiwilligen Anſtrengungen der Bevölkerung werden die planmäßige 
Anterſtützung des Reiches erfahren. Die Reichsregierung ſtellt allen 
geeigneten Einrichtungen, insbeſondere auch freiwilligen Kamerad- 
ſchaften junger Arbeitsloſer, die ſich in den Dienſt des Notwerks 
ſtellen und es praktiſch verwirklichen, Beihilfen zur Verfügung. Sie 


troffen worden, die einen Ge⸗ 
ſamtunterſtützungswert von 
25,5 Millionen darſtellten. 
Gegenwärtig läuft bereits 
ſeit Mitte Oktober 1952 eine 
Reichsfleiſchverbilligung. Mit 
Januar 1955 ſetzen die ver⸗ 
ſtärkten Winterhilfsmaßnah- 
men der Reichsregierung zur 
Verbilligung von 
Lebensmitteln und 
Brennſtoffen für die 
hilfsbedürftige Bevölkerung 
ein. 


Demzufolge gibt das Reich 
ſogenannte Derbilligungs- 
ſcheine aus. Solche für Le⸗ 
bensmittel werden an alle, 
auch an die alleinſtehenden 
Bauptunterſtützungsempfänger 
(Arbeitsloſenverſicherung, Kri- 
ſenfürſorge, öffentliche Für⸗ 
ſorge, Zuſatzrentenempfänger 
nach dem Reichsverſorgungs⸗ 
geſetz), gewährt. Familien mit 
drei oder mehr Kindern er⸗ 
halten zwei Derbilligungs- 
ſcheine für Lebensmittel, Der- 
billigungsſcheine für Brenn- 
jtoffe bekommen nur die 
Hauptunterſtützungsempfänger 
mit Familie oder eigenem 
Haus ſtand. 


eigenen Waren; Bergbau und 
Einzelhandel gewähren den 
Kunden, die mit Gutſcheinen 
der Winterhilfe bezahlen, an- 
ſehnliche Derbilligungen. Sehr 
beliebt ſind die ſogenannten 
Pfundſammlungen geworden. 
Die Kleiderfammlungen, bei 
deren Durchführung meiſt die 
Reichswehr mitwirkt, bringen 
mengenmäßig und qualitativ 
geringere Erträge, ein Zeichen, 
daß Schränke und Käſten im 
Laufe der Notjahre ſich geleert haben. 

Ein Kernftüd des Winterhilfswerkes ift wiederum die fracht⸗ 
freie Beförderung der Winterhilfe⸗Liebesgaben. 
Schon im Winterhalbjahr 1951/2 hatte dieſe Frachtfreiheit be⸗ 
ſtanden; es wurden damals rund 106 Millionen kg Liebesgaben 
frachtfrei befördert; das bedeutete ein Geſchenk der Reichsbahn an 
das deutſche Volk im Werte von rund 750 000 RM. Beim dies- 
maligen Hilfswerk wird die Frachtfreiheit (feit 15. September 1952 
in Kraft) weſentlich ſtärker in Anſpruch genommen. Die 
Monate September bis Dezember 1952 brachten bereits ſoviel 
frachtfreie Liebesgabentransporte wie das ganze Winterhalb- 


jahr 1951/1952! 
Die Winterhilfe gewährt ihre Unterſtützungen fajt ausjchließ- 


ordnungen treffen. 


Der Reichspräſident: 
von Hindenburg. 


- 1. Abſchlußbericht über das Winterhilfswerk 1951/52. Heft 7 der 
e Liga der freien Wohlfahrtspflege. Berlin W 9, 1952, 
Verlag Franz Vahlen; Preis 1 Rm. 
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ſollen vor allem die vorgeſehene Verpflegung ermöglichen. 
Die Förderung des Notwerks der deutſchen Jugend iſt dem 
Reichsarbeitsminifter übertragen. Er wird die notwendigen Un- 


Berlin, den 24. Dezember 1952. 


Mit Hilfe der Scheine kann 
man monatlich vier Pfund 
Friſchfleiſch mit einer Preis- 
ermäßigung von 30 Pfennig 


Kohlen mit einer Preis- 
ermäßigung von 30 Pfennig 
je Zentner bei jedem einſchlä⸗ 
gigen Kleinhändler kaufen. 
Unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 
gen kann ſtatt Fleiſch friſcher 
Seefiſch, Roggenbrot oder 
Milch bezogen werden. Der 
Geldwert der Verbilligung beträgt mithin monatlich insgeſamt: 


Die Reichsregierung: 
von Schleicher, Reichskanzler. 


für einen Alleinſtehenden 1,20 RM., für eine Familie 1,80 RM., 


für eine kinderreiche Familie 5 AM. 


Für das Reich bedeutet die Durchführung der Aktion während 
der Monate Januar, Februar und März 1955 eine Gefamt- 
aufwendung von etwa 35 Millionen AM. Man muß beachten, daß 
dieſer Betrag nicht nur dem Konſum der. Hilfsbedürftigen, ſondern 
zugleich beſtimmten Wirtſchaftszweigen zugute kommt. 


Auch das Notwerk der deutſchen Jugend, zu dem 
Reichspräfident und Reichsregierung am Weihnachtstage 1952 auf- 
gerufen haben, mag hier kurz erwähnt werden. Mit den vor⸗ 
geſehenen Reichsmitteln — wie man hört, 9 Millionen für das erſte 
Vierteljahr 1955 — hofft man, ſtändig etwa 600 000 arbeitsloſen 
jungen Menſchen täglich eine gemeinſame warme Mahlzeit und 
vier Stunden gemeinſamer Bildungsarbeit ſicherſtellen zu können. 


je Pfund ſowie zwei Zentner - 


rn 


Der Heimatdienſt 


Die Halloren / von Diator 


Auch zu dieſem Neujahrsfeſt werden die Halloren, die alten 
Salzſieder Halles, dem Keichspräſidenten ihre Glückwünſche über⸗ 
bringen und dabei die von alters her gebräuchlichen Geſchenke: einen 
Berg Schlackwürſte, zu einer Pyramide geſtapeltes Salz, gekrönt von 
einigen Soleiern, überreichen. Feierlich wird dazu „der Carmen“, das 
Huldigungsgedicht, ge⸗ 
. Nach alter 

itte werden ſie dann 
drei Tage lang Gäſte 
des Landesvaters in der 
Reichshauptſtadt fein. 

In ihrer bunten 
ſchmucken Tracht, die 
ihnen der kunſtſinnige 
König Friedrich Wil- 
helm IV. als beſonderes 
Privileg verliehen hat, 
werden ſie ſelbſt bei den 
nicht leicht verblüfften 
Berlinern allgemeines 
Aufſehen erregen: auf 
dem Kopfe den Dreiſpitz, 
in leuchtenden roten 
oder blauen Röcken mit 
Pelzaufſchlägen und einer 
phantaſtiſch geblümten 
Weſte, die 18 Silber⸗ 
knöpfe zieren, in ſchwar⸗ 
zen Samtkniehoſen mit 
weißen Strümpfen wer⸗ 
den ſie ſich zur feierlichen 
Gratulation in die ge⸗ 
nau vorgeſchriebene Do» 
ſitur ſtellen. Dieſe Hal⸗ 
lorentracht iſt wohl die einzige, bei der ſogar jeder Unopf einen 
beſonderen Namen trägt. 

Sehr gelehrte Forſcher meinen, daß diefe Mitglieder „der Salz⸗ 
brüderſchaft im Tal zu Halle“ von den alten Hermunduren, den alt- 
germaniſchen Urbewohnern, abſtammen. Sie ſind jedenfalls aus Halle 
nicht wegzudenken, und noch heute begegnet man ihnen dort bei feſt⸗ 
lichen Gelegenheiten, ſehr oft beſonders bei Begräbniſſen als „Dorne- 
weggeher“ in einer ſchwarzgewandeten Tracht; in früheren Zeiten 
hatten ſie den Vorrang, bei Fürſtenempfängen ſogar das Leibroß des 
Herrſchers um die Salzborne zu führen. Immer wurden fie dann mit 


großen, reichbeſtickten Fahnen beſchenkt. Im Balloren⸗Muſeum finden 


wir als Kurioſum aus dem Jahre 1808 auch eine von König Jerome 
geſchenkte Fahne; damals gehörte ja Halle zu dem von Napoleon kurzer⸗ 


Erhaltung des inneren Friedens 


Der wirtſchaftliche Notſtand der letzten beiden Jahre hatte in 
Deutſchland ſtarke politifche Spannungen und Reibungen ausgelöſt, 
ſo daß es notwendig wurde, alle bewußten Störungen einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſundung nach Möglichkeit auszuſchalten. Es wurden 
Ausnahmebeſtimmungen erlaſſen, die den Zweck verfolgten, der Ver⸗ 
rohung und Derwilderung der politiſchen Auseinanderſetzungen ent- 
gegenzuwirken, dem politiſchen Leben wieder die Formen guter 
deutſcher Sitte aufzuzwingen. Sachliche Kritik an der Staats- 
führung, ſachliche Auseinanderſetzung in Weltanſchauungsfragen 
und ſachliche Berichterſtattung in der Preſſe ſollten durch die „Ver⸗ 
ordnungen gegen politiſche Ausſchreitungen“ keineswegs unter- 
bunden werden. Es hat ſich auch herausgeſtellt, daß z. B. von den 
Maßnahmen gegen die Preſſe die Zeitungen am meiſten betroffen 
wurden, in denen nach der Kampfesweiſe auch die ſtärkſte Unſach⸗ 
lichkeit eingeriſſen war. In der Erwartung, daß die politiſchen 
Meinungsverſchiedenheiten künftig in einer Form ausgetragen wer- 
den, die des deutſchen Volkes als einer Kulturnation würdig iſt, 
bat der Reichspräfident am 19. Dezember durch die „Verordnung 
zur Erhaltung des inneren Friedens“ in weit⸗ 
gehendſtem Maße die bisherigen Ausnahmevorſchriften aufgehoben. 
Allerdings hat Keichskanzler von Schleicher in ſeiner bekannten 
Aundfuntrede zum Ausdruck gebracht, daß er nicht zögern werde, 
eine ſcharfe Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes, die 
bereits fertig im Schubkaſten liege, vorzuſchlagen, falls er ſich wider 
Erwarten in feinem Vertrauen getäuſcht ſehen ſollte. Die ehrliche 
Chance, die damit allen „politiſchen Sündern“ der Vergangenheit 
noch einmal gegeben iſt, ſollte dieſe zur notwendigen Einſicht und 


Halloren in Berlin 


Zur Zeitgeſchichte 


hand für feinen jüngſten Bruder gegründeten Königreich Weſtfalen. 

— Jeder Hallore darf noch heute im „Pfännergehege“, das ift die 

nähere Umgebung Halles, das Recht des Fiſchfangs ausüben. Früher 

war ihm ſogar in dieſem Bezirk auch der Dogelfang frei geſtattet. 

Wie in einzelnen Rheingegenden ift auch bei den Halloren auf der 
Saale das ſogenannte 
„Fiſcherſtechen“ früher 
ſehr beliebt geweſen, bei 
dem man ſich gegenſeitig 
mit langen Stangen von 
den Kähnen ſtieß, auf 
denen die Kämpfer auf⸗ 
recht ſtanden. 

Don den preußiſchen 
Königen, die in der 
Eigenſchaft als Herzöge 
von Magdeburg die Neu- 
jahrsgratulation der Hal- 
loren entgegennahmen, 
hat zum erſten Male 
Friedrich der Große eine 
Deputation empfangen. 
Sehn Friedrichsdors 
pflegte der König ihnen 
jedesmal in die Hand zu 
drücken. Jetzt machen 
fih die Halloren eine 
Ehre daraus, dem Reihs- 
präfidenten ihre Neu- 
jahrsgratulation alljähr- 
lich durch eine beſondere 
Deputation überbringen 

zu laſſen. In den tö⸗ 
nenden Wochenſchauen 
der Filmtheater werden wir fie beim Bindenburg-Empfang wieder 
bewundern dürfen und erkennen, wie ſie auch heute noch, durch 
e unverändert, ſtolz dem alten Hallorenlied Ehre 
machen: 
In Halle lebt ein alt Geſchlecht 
von großen ſtarken Leuten. 
Für Ehre, Vaterland und Recht 
wir alle mutig ſtreiten. 
Halloren werden wir genannt, 
weil wir gegründet Halle. 
Und das ſei aller Welt bekannt 
ſchon ſeit Herrn Adams Falle! 
Wir haben eine eigne Tracht, 
dazu auch eigne Sitten, 


wir lieben Kutfche nicht noch Pracht, 
und Roß und auch nicht Schlitten. 


Zu Fuße gehn wir ſtets einher. — 
Man ſieht's an unfren Mienen, 
daß ſtolz wir find auf unſre Ehr 
und Gott allein nur dienen. 

Das Fiſcherrecht, den Vogelfang, 
Aus Sole Salz bereiten, 

wir üben's ſchon jahrhundertlang, 
dagegen hilft kein Streiten. 

Und find wir auch nach heut' gem Stand 
zur Arbeit nur geboren, 

So heißt es doch im Vaterland: 
Die ehrlichen Halloren! 


Vernunft führen im Intereſſe von Volk und Staat und unferes 
Anſehens in der Welt. 


Die erſten „Verordnungen zur Bekämpfung politiſcher Aus- 
ſchreitungen“ vom 28. März und 17. Juli 1951 unter der Reichs- 
kanzlerſchaft Dr. Brünings waren verſchiedentlich geändert, er⸗ 
gänzt und erweitert worden und hatten ihre endgültige Form in 
den Juni⸗ Verordnungen vom Jahre 1952 unter Reichskanzler 
von Papen gefunden. Dieſe Verordnungen ſind jetzt durch die De⸗ 
zember⸗Derordnung auf Vorſchlag des Reichskanzlers von Schleicher 
zuſammen mit der Verordnung gegen politiſchen Terror vom 
9. Auguſt 1952 gefallen. Ebenfalls ſind die Sondergerichte auf⸗ 
gehoben worden. Um einen klaren Rechtszuſtand zu ſchaffen, 
wurde auch gleichzeitig das mit Ende dieſes Jahres ablaufende 
Republikſchutzgeſez vom Juli 1922 außer Anwendung geſetzt. 
Allerdings konnten hier einige Dorſchriften zur Sicherung des 
öffentlichen Lebens gegen friedenſtörende Angriffe nicht entbehrt 
werden. 


Die Geſamtmaterie der durch die Verordnung beſeitigten und 
neugeregelten Beſtimmungen erſtreckt ſich auf die Gebiete des Der- 
eins- und Verſammlungsrechts, des Preſſerechts und des Strafrechts. 


Auf dem Gebiete des Vereins- und Verſammlungs⸗ 
rechts ift im Intereſſe des Staatswohles eine Vorſchrift bei⸗ 
behalten worden, die bereits im Reichsvereinsgeſetz ausgeſprochen, 
aber vom Reichsgericht aus formellen Gründen im April 1952 für 
nicht mehr anwendbar erklärt worden war. Es handelt ſich um 
die Befugnis der Polizei, Beauftragte in jede öffentliche Verſamm⸗ 
lung zu entſenden. Die zweite auf dem Gebiete des Dereinsrechts 
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gültige Beſtimmung ift aus dem Republikſchutzgeſetz übernommen 
worden und bezieht fih auf Vereine, die hochverräteriſchen Zwecken 
dienen. Mit dieſer Beſtimmung werden Zuftändigfeit und Der- 
fahren bei der Auflöſung derartiger Vereine geregelt. 


Auf dem Gebiet des Preſſerechts find Zeitungsverbote, 
allerdings mit einer Ausnahme, und ſogenannte Auflagenachrichten 
beſeitigt worden. Hoch- und landesverräteriſche Deröffentlichungen 
werden auch in Zukunft Seitungsverbote nach ſich ziehen können. 
Alle anderen Möglichkeiten zu Verboten aus dem Republikſchutz⸗ 
geſetz und den verſchiedenen Verordnungen ſind damit gefallen. Be⸗ 
ſchimpfung des Reichspräſidenten, der Staatsform, der Hoheits- 
zeichen des Staates, Aufforderung zu Gewalttätigkeiten oder zu 
Ungehorſam gegen die Geſetze durch die Preſſe berechtigen nicht mehr 
zu einem Verbot der betreffenden Zeitungen. Nur auf dem um- 
ſtändlichen Wege des Strafverfahrens gegen die Zeitung bzw. ihren 
verantwortlichen Redakteur können die Inſtanzen noch vorgehen. 

für die Berichtigung einer falſchen Behauptung bleibt den 
Behörden nur noch die Benutzung des $ 11 des Reichspreſſegeſetzes. 
Die ſogenannten Swangsauflagen — das waren amtliche Kund- 
gebungen und amtliche Entgegnungen — ſind durch die Aufhebung 
der Verordnung gefallen. 

Auf dem Gebiete des Strafrechts handelt es ſich im 
weſentlichen um Ergänzungen des Strafgeſetzbuches. Unter Strafe 
werden geſtellt: 

1. Verabredung zu Verbrechen gegen das Leben, 

2. Angriffe auf Leib und Leben (Gewalttätigkeiten) und öffent⸗ 
liche Beſchimpfungen und Verleumdungen des Reichspräſi⸗ 
denten, 

3. Beſchimpfung oder böswillige und überlegte Deräctlich- 
machung des Reiches oder eines der Länder, ihrer Verfaſſung, 
ihrer Farben oder Flaggen oder der deutſchen Wehrmacht. 

Dieſe Vorſchriften ſind, bis auf die Einbeziehung der Wehr- 
macht, aus dem Republikſchutzgeſetz übernommen worden, da zur 
Aufrechterhaltung der Staatsautorität ein dauernder Schutz des 
Staates, feiner Symbole und der fih in der Wehrmacht verkörpern⸗ 
den Hoheit des Staates gegen Verhetzungen notwendig war. 


Die zweifellos eingetretene Beruhigung rechtfertigt die De- 
zember-Derordnung und die damit angeſtrebte Rückkehr zu normalen 
Kechtsverhältniſſen. Hoffentlich wird die wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung dazu beitragen, die politiſchen Gegenſätze noch weiter aus⸗ 
zugleichen und damit die „Schubfaften-Derordnung“ überflüſſig zu 
machen. Dr. Walther Heide. 


Löſchung des Kriegsſchuldartikels: 


Unter der Überſchrift „Die Angleichung der Verträge“ befaßt fich 

die Pariſer radikalſozialiſtiſche „Republique“ mit der in Paris ab⸗ 
gehaltenen Jahrestagung der franzöſiſchen Liga für Menſchenrechte, 
auf deren Tagesordnung als Hauptpunkt die Reviſion der Verträge 
teht. 
Die den Mitgliedern vorgeſchlagene Entſchließung weiſt ein⸗ 
leitend darauf hin, daß es keine unſterblichen Verträge 
gebe, und daß beſonders die, die dem Weltkrieg ein Ende machten, 
Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit miteinander vermengt hätten. Die 
Entſchließung verlangt ſodann die Abſchaffung des Artikels 
2 5 1 (Kriegsfchuldlüge), da ein aufgezwungenes Geſtändnis wertlos 
ſei, die Rückgabe der Deutſchland entriſſenen Kolonien und eine 
Löſung der Korridorfrage. 

Man ift in Frankreich der feſten Überzeugung, daß diefe Ert- 
ſchließung von dem Kongreß angenommen werden wird, und man 
mißt dieſer Tatſache einige Bedeutung bei. Die Verabſchiedung durch 
die Liga für Menſchenrechte, in der alle Linkskreiſe Frankreichs ver⸗ 
treten ſeien, werde für die Regierung ein Fingerzeig ſein, den ſie 
ſicherlich nicht außer acht laſſen werde. — Je eher Frankreich der 
Löſchung des durch die Wiſſenſchaft längſt erledigten Kriegsjchuld- 
artikels zuſtimmt, um ſo beſſer für den Frieden dieſer Welt und für 
eine wirkliche Derjtändigung der Völker Europas. 


Der Volksbrockhaus. Deutſches Sah- und Sprachwörterbuch für 
Schule und Haus. Mit über 5600 Abb. u. Karten. 794 Seiten. 
Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. Preis 7,50 RM. 


Dieſes Volkslexikon in einem Bande ift ein Wunderwerk des 
rationalen Menſchenverſtandes. Es bringt auf nicht ganz 800 Seiten 
den weſentlichen Inhalt eines 20- bis 3obändigen Konverfations- 
lerifons. Es iſt ein nie verſagendes Nachſchlagebuch, es iſt ein 
Fremdwörterbuch mit Hinweifen auf Zuſammenſetzung und richtige 
Ausſprache, es gibt mit einem Wort auf einem Minimum an Raum 
ein Maximum an Wiſſen und wiſſenswerten Tatſachen — immer 
unter voller Berückſichtigung der Anforderungen, die an ein Volks- 
buch geſtellt werden müſſen. Die Anſchaffung eines großen mehr- 
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Juli und Auguſt 


Blick in die Bücher 


Anſätze zur Produktionsbelebung 


Darf man aus der untenſtehenden Kurvendarſtellung, die den 
Stand der deutſchen Schlüſſelinduſtrien, den Produktionsabſturz und 
den allmählichen Wiederaufſtieg wiedergibt, allzu optimiſtiſche 
Schlüſſe ziehen? Man ſoll in der Ausdeutung ſolcher Vorgänge 
vorſichtig fein und keine Prognoſen über längere Zeiträume jtellen. 
Immerhin, dieſe Darſtellung rückt das Geſchehen auf einem der 
wichtigſten wirtſchaftlichen Gebiete ins helle Licht und läßt er⸗ 
kennen, daß die Uriſenwende da ift, daß der Aufitieg ſich unter 
Schwierigkeiten und Hemmungen durchzujegen im Begriff iſt. 
Langer als drei Jahre dauerte die Deprefjion in der Eiſen⸗ und 
Stahlerzeugung, drinnen und draußen. Auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung entfiel in Deutſchland 1915 ein Eiſenverbrauch von rund 
250 kg. Im Jahre 1952 dürfte er nicht höher als etwa 60 kg 
geweſen fein. Ein Verbrauchsrückgang in ſolchem Ausmaß mußte 


ſich vernichtend 
Produlionssteiqerunq 


auf jeden wirt⸗ 
Im Zeichen abklingender Wirtschaftskrise 


ſchaftlichen Dor- 
gang auswirken. 
Monatsdurchschnit 1931 1932 
1928 19291930 I FMAM J JASOND JFMAMJJASOND 


Der Tiefpunkt 
der Erzeugung 
lag in den mei⸗ 
ſten Ländern im 


1952. Dann 
zeigte es ſich, 
daß das Schwer⸗ 
ſte überwunden 
war. Im Früh⸗ 
herbſt 1932 trat 
die Kriſenwende 
ein. In den 
letzten drei Mo⸗ 
naten begann 
endlich langſam 
die Erzeugung 
zu ſteigen. Kein 
Wunder, denn 
die Weltvorräte 
aller Art ſind, 
ebenſo wie die 
inländiſchenVor⸗ 
räte, in ſtarker 
Abnahme be⸗ 
griffen. Der Ver⸗ 
brauch iſt ſeit 


Monaten größer 19281929 1930 J FMAMI JASONDIFMAMIJASOND 
als die Erzeu⸗ 


Monatsdurchschnitt 1931 1932 
gung, und wenn 


nicht alle Anzeichen trügen, wird die Entwicklung auch im Jahre 1933 
befriedigend verlaufen. Zwei Länder ſeien aus den an der Welt⸗ 
eiſengewinnung beteiligten Staaten herausgegriffen. Der Anteil 
der Vereinigten Staaten an der Weltgewinnung, der ein Jahrzehnt 
lang die Leiſtung der europäiſchen eiſenproduzierenden Länder über⸗ 
troffen hatte, hat ſich ſeit 1927 ſtändig verringert. Der Ausfall 
amerikaniſcher Erzeugung erreichte, verglichen mit dem Rekordjahr 
1929, bei Stahl rund 75 v. H., bei Eifen fogar 80 v. H. Unter den 
europäiſchen Ländern hat am meiſten Deutſchlands Eiſeninduſtrie 
unter der Kriſe gelitten. Bier ift gegenüber 1929 ein Erzeugungs⸗ 
ausfall in Rohſtahl von 65 v. H., bei Roheifen von mehr als 70 v. . 
zu verzeichnen. Weſentlich beſſer ſchnitten Frankreich und Belgien 
ab, daneben auch England. 


Auch im Steinkohlenbergbau iſt das Schlimmſte überwunden. 
Im Auguſt 1952 hatte die Förderung den tiefſten Stand ſeit 1923 
erreicht. In den folgenden Monaten iſt die Förderung ſtärker als 
Suis t geſtiegen. Auch hier alfo unverkennbare Entſpannungs⸗ 
ymptome. 


n 
Roheisen 
(in 10000010) 
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bändigen Lexikons iſt heute breiten Kreiſen nicht mehr möglich. Der 
Volksbrockhaus ſchafft zu erſchwinglichem Preiſe Erſatz. Er kann 
nur empfohlen werden. 


Ernſt Wolgaſt: Europa, ge u. Grenzen und ſein Weſen in 
ſozialer Zinſicht. Verlag Gräfe u. Unger, Königsberg, 54 Seiten, 
Preis 2 RM. 

„Der bekannte Roſtocker Univerſitätsprofeſſor behandelt in dieſer 
geiſtvollen Schrift das Problem: Was iſt Europa und wie weit 
reichen feine wirtſchaftlichen Grenzen? — Er kommt auf dem Wege 
gründlicher ſoziologiſcher und hiſtoriſcher Unterſuchungen zu dem 
Ergebnis, daß der Wille zu Recht und Kechtsſtaat das entſcheidende 
Merkmal der geiſtigen Exiſtenz Europas ſei und daß ſeine Grenzen 
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durch die Völker gebildet werden, die ſich zu dieſem politifchen 
Glaubensſatz bekennen. Die Schrift iſt ein wertvoller Beitrag zu 
dem brennenden Europaproblem der Gegenwart. Az 


„Volk ohne Jugend“, von Friedrich Burgdörfer, Derlag 
Kurt Dowindel, Berlin 1952, 448 S. 


Burgdörfers Buch muß als das ſtatiſtiſche Handbuch der deut⸗ 
ſchen Bevölkerungsfrage angeſprochen werden. Wer Aufſchluß finden 
will über die ſtatiſtiſch berechenbaren Grundtatſachen (natürliche 
Bevölkerungsbewegung, Altersaufbau uſw.) und ihre vorausſicht⸗ 
lichen wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Auswirkungen in 
Deutſchland, für den iſt das Burgdörferſche Werk unentbehrlich. Es 
gibt zur Feit kein zweites Werk, das eine ſolche Fülle von ſtatiſtiſchen 
Feſtſtellungen bietet. 


„Gegen einiges wird man Einwendungen erheben können. So 
berückſichtigt B. bei Schilderung der vorausſichtlichen Auswirkungen 
des Geburtenrückganges und der zunehmenden Sterblichkeit auf die 
Wirtſchaft (S. 210 ff.) nicht oder viel zuwenig die Möglichkeit, 
durch wirtſchaftsorganiſatoriſche Maßnahmen den Wir- 
kungsgrad der Wirtſchaft zu ſteigern und dadurch mit mehr Men⸗ 
ſchen ein größeres Sozialprodukt zu gewinnen. Ferner wäre ein 
präziſer Nachweis, daß diejenigen Induſtriezweige, die in erſter Linie 
für den Bedarf der Erwachſenen produzieren, weniger arbeits⸗ 
und kapitalintenſiv ſind, relativ weniger Arbeitskräfte beſchäftigen 
als die Wirtſchaftszweige, deren Waren in ſehr hohem Grade von 
Kindern konſumiert werden, zu erbringen, um von der Richtigkeit 
dieſer Meinung zu überzeugen. Was B. (S. 195 ff.) hierüber fast, 
ſcheint mir nicht ausreichend. Ungern⸗ Sternberg. 


Es iſt noch gar nicht ſo lange her, 
da hat der Schienenzeppelin des In⸗ 
genieurs Krudenberg von ſich reden ge⸗ 
macht. Die Reichsbahn hat ſich nicht 
entſchließen können, dieſen Propeller- 
wagen in Betrieb zu nehmen, und hat 
ſtatt deſſen einen eigenen Schnelltrieb- 
wagen in Auftrag gegeben, der am 19. De» 
zember zum erſten Male auf einer grö- 
ßeren Strecke erprobt worden iſt. Die 
Probe fiel zur allgemeinen Zufriedenheit 
aus. Der neue Schnelltrieb⸗ 
wagen, der mit zwei 410-PS-May- 
bach⸗Dieſelmotoren und direkt angetrie⸗ 
benem Generator der Siemens⸗Schuckert⸗ 
Werke ausgerüſtet ift, hat die 287 Kilo- 
meter betragende Strecke Berlin — Ham- 
burg auf beiden Fahrten in 142 Minuten 
zurückgelegt. Ein regelmäßiger D-Zug 
braucht dazu 179 Minuten. Die Befchleu- 
nigung gegenüber einem Schnellzug iſt 
alſo ganz anſehnlich, wenn ſie auch auf 
dieſer kurzen Strecke nicht ſo in die Augen 


Der neue Schnelltriebwagen der 
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Franz Steffen: 4000 Jahre bezeugen Danzigs Deutſchtum. 
1952. Weſtpreußiſcher Verlag A.-G., Danzig. 311 Seiten. 
Dieſe reich bebilderte Geſchichte der engen Verbundenheit Danzigs 
mit Deutſchland von den älteſten Zeiten bis zur Gegenwart verfolgt 
den Zweck, auf wiſſenſchaftlicher Grundlage und dabei in allgemein⸗ 
verſtändlicher Form die innigen Wechſelbeziehungen aufzuzeigen, die 
zu allen Zeiten zwiſchen Danzig und dem Deutſchtum beſtanden 
haben. Aus der Fülle der geſchichtlichen Vorgänge ergibt ſich 
der ſtändige ſcharfe Gegenſatz Danzigs zu Polen, mit dem es 
viele Jahrhunderte in ebenſo erbittertem Ringen geſtanden hat wie 
heute. Denn was Danzig in den letzten Jahren erlebte, iſt, wenn 
auch in anderer Form, eine Wiederholung ſeiner Geſchichte zwiſchen 
1454 und 1795. Der Verfaſſer behandelt mit Liebe und bemerkens⸗ 
werter Sachkenntnis Danzigs Geſchichte von den älteſten Zeiten her: 
er geht auch eingehend auf Siedlung und Kolonifation, Bodenkultur, 
Architektur, Sprache, Kunſt, Wiſſenſchaft in ihren verſchiedenen 
Deräjtelungen und Ausdrucksformen ein. Sehr kurz wird der Ab- 
ſchnitt von 1795 bis zum Abſchluß des Derfailler Vertrages dar» 
geſtellt. Dagegen ſind zwei Momente in der Betrachtung beſonders 
berückſichtigt worden: einmal die Verbindung Danzigs mit dem 
Niederrhein, insbeſondere mit den Niederlanden und ihrer Kultur, 
und ferner die Beſonderheiten des ganzen Gebietes, über das ſich 
der heutige Freiſtaat in Stadt und Land erſtreckt. Auf eine zes 
mit den polniſchen Darſtellungen hat Verfaſſer verzichtet. Es wäre 
zu wünſchen, daß das ausgezeichnete Werk in Deutſchland ſtärkſtes 
Intereſſe findet und damit in breiter Gffentlichkeit Verſtändnis 
weckt für das deutſche Danzig, für ſeine Eigenart, ſeine Not und 
den ihm aufgezwungenen Kampf. . 


Reichsbahn 


ſpringt wie etwa bei größeren Entfernungen. 
— Das Neuartige dieſes Triebwagens 
liegt aber keineswegs nur in feiner gro- 
ßen Geſchwindigkeit (150 Kilometer in 
der Stunde), ſondern auch in feiner Ge- 
ſamtkonſtruktion. Unſre Illuſtration ver- 
mittelt davon einen Eindruck. Es iſt eine 
von keiner Seite geleugnete Tatſache, daß 
ſowohl das Auto wie das Flugzeug der 
Eiſenbahn wachſend Konkurrenz gemacht 
haben. Die Reichsbahn paßt fih hier an 
und bringt ein Fahrzeug in den Verkehr, 
mit dem ſich raſch und bequem reiſen 
läßt, ohne daß die Sicherheit darunter 
leidet. Es iſt zuerſt daran gedacht, die 
Strecke Berlin — Hamburg in Betrieb zu 
nehmen, dann werden andere Strecken fol⸗ 
gen. Aber ſchon die Ankündigung dieſes 
regelmäßigen Schnelltriebwagenverkehrs 
zwiſchen Hamburg und Berlin genügt, 
um dieſe beiden Großſtädte einander näher 
zu rücken und günſtigere Bedingungen für 
einen geſteigerten Verkehr in der Zukunft 


zu ſchaffen. 


Danzig 


Seitenanſicht des Schnelltriebwagens 
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Ein Führer zu vertieftem 
deutschen Familienleben! 


Büchereingang 


Buchhandel, Literatur und 
Nation in Geſchichte und 
Gegenwart. Von . 
% ef Nadler. 45 ©. 

reis: 1,60 RM. nter 
und Dünnhaupt erlag. 
Berlin 1932. 


Heſſen, das chattiſche 
Stammland und die Reichs⸗ 
reform. Von Dr. Edward 
P. Becker auf Grund amt⸗ 
lichen Materials. XII u. 
80 S. mit 15 1 50 8 
Karten. Preis: 

N. G. Elwertſche Verlags⸗ 
buchhandlung (G. Braun), 
Marburg a. d. Lahn. 


Geopolitik in der Volks⸗ 
ſchule. Eine methodiſche 
Einführung zur national- 
politiſchen Erziehung der 
deutſchen Jugend. 
Johann Thies. 
zur Geopolitik. 
8 u. 40 S. 
1,50 RM. 
Vowinckel Verlag 
38 Berlin-Gruneivald. 


Unfallverhütungs⸗Kalen⸗ 
a 1933 Ipag chau⸗Kalen⸗ 


Je Preis: 
14 Pf. e 
bild b. beim 


Verband A Deutſchen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften e. V., 
Berlin W 9 


| 105 se Be und das geſchicht⸗ 


weg Von Her⸗ 

60 S. 3 

1932. erlag 

Rudolf M. Rohrer, Brünn, 
Prag, Leipzig, Wien. 


Der Kampf 
deutſchen Oſten. 
dokumente deutſcher 
und deutſcher Hoffnung. 
r seen Srana urda. 


reis: 
805 NM. eit ſchichte“ 
Verla ui Heier 
Geſelſchoft m. $., 
Berlin u. Leipzig. 


Heimatkalender des Krei⸗ 
ſes Stuhm 1933. 3. Jahr⸗ 
gang, 164 S. reis: 
1 M. e e 
vom Kreisausſchuß 
Kreiſes Stuhm. Verlag: 
Kreisverwaltung Stuhm. 


Entſcheidungen des Stän⸗ 
digen 5 Ge⸗ 
richtshofs. Nach der Zeit⸗ 
folge geordnet. Ausgabe 
in deutſcher Überſetzung 
unter Leitung des Inſtituts⸗ 
direktors rofeſſor Dr. 
Schückin Mitglied des 
Gerichts ofs. Herausgege⸗ 
ben von dem Inſtitut für 
internationales Recht 
Kiel. Achter Band. Ent⸗ 
2885 vier Rechtsgutachten 
aus dem ahre 1931. 
158 S. A. . Sijthoffs 
Witgenersmantidappt, N. V. 

Leiden. 


um den 


Der Heimatapoſtel. Ein 
Roman von Bergen und 
Wäldern, von Heimattreue 
und Liebe. Von Ferdinand 

eſſe. 420 S. Verlag 

einrich e Hirſch⸗ 
erg i. Rigb. 

Das Antlitz der Grenz- 
lande. Der Nordoſten. 
Von Karl C. Loeſch. 
100 S. m. 150 Abbildungen 
— Überſichtskarte. Preis: 

50 RM Bruckmann 
A. G., München. 


Spatenjungens. Von 
ohannes Schumann (Bü⸗ 
erei des Arbeitsdienſtes, 
and I). 64 S. Preis: 
1,20 RM. Verlagsanſtalt 

Otto Stollberg, Berlin. 
für 


Deutſcher Kalender 
Litauen 1933. Herausgege⸗ 
ben von der Redaktion der 
EUR Nachrichten“. 


Wer kann ſiedeln? Be⸗ 
rufskreiſe und Bauern⸗ 
ſiedlung. Mit einer Ein⸗ 
bo. Hr. von Geheimrat 

rof Sering. Heraus⸗ 
& eben al Dr. Johannes 

Shani. 88 S. 1932. Preis: 

Deutſcher Sied⸗ 
e Berlin WI. 


Deutſchland und Frank⸗ 

reich. Eine europäiſche 
ee e Von 
Gregor Bienſtock. 56 S. 
Preis: 1 RM. Werk⸗ und 
Wirtſchafts⸗Verlags⸗A.⸗G., 
Berlin⸗Friedenau 1932. 
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(gegen Voreinsendung von Briefmarken) 15 Rpi. 
vom Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W35 


URRNRANRARNAIRUHRRRURKLRIRLHERRRANNENENEAEIUANDEEITIURKLIENIRUEIEKUKONSUNEIERUIDIIUNRNRRN f Es fehlt noch ein deutscher Kalender in Ihrem Hause! 


Dr. Wilhelm Ziegler 


Der 


Marke: Thüringer Ritter 


Pilaumenmus 
zuckergesüßt, 10 Pfd. Eimer 
M. 3,— ab hier, Nachnahme. 
Viele tausende Nachbestell. 
Otto Ritter, Pilaumenmus- 
fabrik, Schkölen i. Thür, 136. 


Abrüstungs-Betrug 
in Versailles 


In einem schmalen aber gehaltvollen Bändchen weist 
Dr. Ziegler, der bekannte politische Schriftsteller, 
nach, daß selbst Frankreich im Jahre 1919 ein wesent- 
lich größeres deutsches Heer für notwendig hielt. 
In eingehender, höchst fesselnder Darstellung bietet 
der Verfasser einen Abschnitt aus der wechselvollen 


Vorgeschichte des Versailler Diktates, 


zu deren 


Charakterisierung das Wort ‚diplomatische Hoch- 
stapelei‘‘ durchaus zulässig erscheint. Aus einer 
Tabelle am Schluß des Büchleins (das übri- 


gens aus Untersuchungen über „Versailles, 


der 


Geschichte eines mißglückten Friedens“ entstanden 
ist) geht beweiskräftig hervor, in welcher unerhörten 
Weise die deutschen Wehrmachtsforderungen von 


den Alliierten 


in Versailles 


gedrückt wurden. 
Die überzeugende Schrift zieht den 
Schleier von den ränkevollen Ver- 
handlungen und wird berechtigtes 
Aufsehen erregen. 


Preis 0,50 RM 


(Bei Massenbezug verbilligt) 


immer tiefer herab- 


Historisch - Politischer Verlag 
Rudolf Hofstetter / Leipzig C1 


Ein a aii: für Mütter und Kinderfreunde 


Herausgegeben im 6. Jahrgange von Adele Schreiber 
Prächtige Aufnahmen aus dem Kinder- und Familienleben 


Preis trotz besserer Aus- 2 85 M 
| a 


stattung herabgesetzt nur 


sofort bestellen 


Zentralverlag 6. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 


Der 
deutsche Volkswirt 


ZEITSCHRIFT FÜR POLITIK 
UND WIRTSCHAFT 


Herausgeber Gustav Stolper 


VERLAG UND REDAKTION: 
BERLIN W 35, SCHÖNEBERGER UFER 32 


Erscheint jeden Freitag. Einselnummer RM 1.20 
Inland- Abonnement vierteljährl. RM 12.— 


Unterrichtend - Unabhängig - Unparteiisch 


Die einzige große politisch- 
wirtschaftlicheWochenschrift Deutschlands 


Nie war wirtschaftliche Unterrichtung 


so notwendig wie heute 


Verlangen Sie Probeexemplare kostenlos vom Verlag 
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POLITIK 


KARTEN 


WIRTSCHAFT 


KURVEN 


MONATSSCHRIFT IN BILDERN AUS 


KULTUR 


Der Inhalt der Hefte 7—12 des Jahrganges 1932 


Nr. 7 


Die Ausgaben der öffentlichen 
Verwaltung in Deutschland. 


Die Gesamtausgaben der großen Staaten. 

Die Reichsausgaben einst und jetzt. 

Einsparungen in der Reichsverwaltung. 

Steuerschätzungen für 1932. 

Öffentliche Ausgaben und Bevölkerungsdichte in den 
‚deutschen Ländern. 

Die Ausgaben der öffentlichen Verwaltung. 

Die verhältnismäßig niedrigen preußischen Verwaltungs- 
ausgaben. 

Was zahlt der Preuße für die kommende Generation ? 

Reichssteuerüberweisungen und gemeindliche Erwerbs- 
losenlasten. ; 

Weiteres Steigen der Wohlfahrtslasten det Gemeinden. 

Wofür brauchen die Gemeinden Steuern? 

Das Ansteigen der Wohlfahrtslasten. 

Warum Deutschland keine Reparationen zahlen kann. 

Die Notlage des deutschen Volkes. 

Die Hypothekenkredite in Deutschland. 

Zwangsversteigerungen land- und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke. 

Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten. 

a Lebenshaltungskosten in den wichtigsten Industrie- 
staaten. 

Staatliche Hilfe für die Wirtschaft in USA. 


Zum Südosteuropaproblem. 
Außenhandel der südosteuropäischen Länder. 


Die Außenhandelsverflechtung der Donaustaaten mit 


Deutschland, Italien und Frankreich. 
Die Verschuldung der Donaustaaten. 


Die Weltwirtschaftskrise. 


Die Entwicklung des Welthandels. 

Deutschlands Stellung im Welthandel. 

5 der deutschen Großhandelspreise seit 
1 . 

Die gesamte Weltproduktion wieder auf Friedenshöhe. 

Der Güterverkehr in den deutschen Häfen. 

Die deutsche Handelsflotte. 


Zum 10. Jahrestag der Zerreißung 
Oberschlesiens, 


Die Zerreißung Oberschlesiens. 
Wirtschaftliche Verluste in Oberschlesien. 


Die Bevölkerungsentwicklung Europas, 


Rückgang der Bevölkerungsvermehrung in Europa, 
Wie sich Europas Bevölkerung vermehrt. 
Fruchtbarkeitsziffern. 

Was ist den Völkern ihr Leben wert? 


Nr. 10 


Am Ende der Weltwirtschaftskrise ? 
Die Wende? 
Der tiefste Stand ist anscheinend überwunden. 
Die Entwicklung der Aktienkurse. 
Die Erholung am Weltmarkt. 
Die Arbeitslosen der Welt. 
Die Welthandelsflotte liegt still. 
Der Rückgang der Weltproduktion. 


Die Wirtschaftslage in Deutschland. 
In welcher Höhe werden Mittel zur Verfügung gestellt? 
Der Wert des Wirtschaftsprogramms der Reichsregierung. 
Wie die Steuergutscheine in Zahlung genommen werden. 
Deutschlands Verschuldung an das Ausland. 
Die Träger der Auslandsschulden Deutschlands. 
Die Schrumpfung des deutschen Außenhandels. 
Wer in der Welt kauft noch deutsche Waren? 
Die Außenhandelsbeziehungen Deutschland-Rußland: 


Zur Lage der deutschen Landwirtschaft, 
Die Bedeutung der Einfuhrkontingente. 
Deutschlands Selbstversorgung mit Lebensmitteln. 
Deutschlands Einfuhr an Ackerprodukten. 
Fortschritte der deutschen Landwirtschaft. 
Deutschlands Einfuhr an Viehprodukten. 

Der deutsche Viehbestand. 

Der Nachwuchs des Rindviehes. 

Der Speisefettverbrauch in Deutschland. 
Speisefett verbrauch. 

Deutsche Weinbaugebiete. 

Die Weineinfuhr Deutschlands. 


Deutschlands Forderung auf Gleichberechti- 


gung in der Abrüstungsfrage. 
Deutschlands Abrüstung und die Rüstung seiner Nachbarn. 
Angriff der Bombenflugzeuge auf Deutschland. 
Leistungen der französischen Militärflugzeuge. 
Das französische und das deutsche Wehrsystem, 
Frankreichs Armee jederzeit marschbereit. 
Frankreichs Friedensarmee an der deutschen Grenze. 
Die erdrückende Übermacht der französischen Einheiten. 
Frankreichs Überlegenheit gegenüber seinen Nachbarn. 
Wie Frankreich „abrüstete‘, 


Die Zeitschrift „Zahlenbilder 


Post (unter Streifband RM 3,—). 


Nr. 8 
Das Lausanner Abkommen. 


Die Liquidation der Reparationen. 
Ende der Reparationen. 


Zur Wirtschaftskrise. 


Amerika, du hast es nicht besser. 

Preisrückgang auf dem Weltmarkt und in Deutschland. 

Konkurse in den wichtigsten Staaten. 

Die Entwicklung der Arbeitsleistung im europäischen 
Bergbau. 

Hohe Zinsen gefährden die deutsche Wirtschaft. 

Rückgang der Umsatzsteueraufkommen. 


Die deutsche Landwirtschaft in der Krise. 


Rückgang der Arbeitseinkommen — Schrumpfung der 
land wirtschaftlichen Einnahmen. 
Die Zinslast der Landwirtschaft. 
ie deutschen Getreideernten. 
dnot — Düngemittelnot. 
Landwirtschaftliche Zwangsversteigerungen nach Betriebs- 
größenklassen. 
Der Fleischverbrauch in Deutschland. 
Siedlungstätigkeit nach dem Kriege. 
Entwicklung der deutschen Glaskulturen. 
Das Vordringen des Kartoffelkäfers in Westeuropa. 
Aus einem werden 32 000 000 Kartoffelkäfer. 


Die Empire-Konferenz in Ottawa, 
Englische Kapitalanlagen im Ausland. 
Das britische Empire. 
Deutschlands Außenhandel mit dem britischen Weltreich. 


Die schwierige Lage der deutschen Sozial- 
versicherung, 

Invalidenversicherung. 

Angestelltenversicherung. 

Knappschaftsversicherung. 

Unfallversicherung. 

Krankenversicherung. 

Krankheitsdauer bei Frauen und Männern, 

Gefahrenzonen der Lebensalter. 


Das Ergebnis vom 31. Juli 1932. 


Der alte und der neue Reichstag. 
Entwicklung der Parteien seit 1928. 


Verschiedenes. 


Die Reichsbankgewinne und ihre Verwendung. 
Die Entwicklung der Deutschen Reichsbank. 
Bolivien und Paraguay. 
Der Streit um die Eiswüste. 
Nr. 11 
Um die Neubelebung der Wirtschaft. 


Wiederkehr des Vertrauens schafft Wirtschaftsbelebung. 

Die Beschäftigungsprämie. 

Die Arbeitslosigkeit geht zurück. 

Die Industrie hat mehr Arbeit als im Vorjahr. 

Für 800 Millionen Mittel des Reiches zur Arbeitsbeschaffung. 

Der Zahlungsmittelumlauf ist geschrumpft. 

Umsatz und Geldumlauf. 

Die Erholung an der Börse. 

Beruhigung im Geschäftsleben? 

Die Veredlungswirtschaft braucht Hilfe! 

Die bäuerliche Veredlungswirtschaft wird unterstützt! 

Die Einfuhr von Gartenbauprodukten und Nadelholz wird 
eingeschränkt. 

Die Buttereinfuhr und die Kontingente. 

Die Zinslast der Landwirtschaft wird erleichtert. 

Wie der Welthandel sank. 


Der freiwillige Arbeitsdienst. 
Berufslos — arbeitslos! 
Der Andrang zum Arbeitsdienst. 
Woher kommen die Arbeitsdienstwilligen ? 
Ein Jahr Arbeitsdienst. 
Die Organisation des freiw. Arbeitsdienstes. 


Die Reichstagswahl. 
Entwicklung der Parteien seit 1928. 
Koalitionsmöglichkeiten im Reichstag. 


Die deutschen Jugendherbergen, 
Steigende Übernachtungszahlen in den deutschen Jugend- 
herbergen. 
Wo liegen die Jugendherbergen in Deutschland ? 
achtungen in den deutschen, Jugendherbergen. 


Verschiedenes, 
Der Außenhandel Italiens. 
Die Zerstückelung Europas durch den Weltkrieg: 
Die Stickstoffwirtschaft der Welt. 
Die Kunstseidenproduktion der Welt und Deutschlands. 
Die Wirtschaftskrise und das Kino. 
Das Autofahren wird ungefährlicher. 
Der Andrang zum Hochschulstudium. 


Das neue Wirtschaftsprogramm der 
Reichsregierung. 


Der Arbeitsbeschaffungsgedanke. 

Die Bedeutung des Arbeitsbeschaffungsplanes, 

Wer erhält Steuergutscheine ? à 

Der Weg der Steuergutscheine. 

Die Belastung der späteren Reichsetats durch die Stener- 
gutscheine. 

Von 100 RM. Ausgaben des Reichs. 

Herabsetzung der Tariflöhne bei Neueinstellung von 
Arbeitern. 


Die Zinsbelastung der deutschen Wirtschaft. 
Die Zinsbelastung der deutschen Wirtschaft. 

Die drückende Zinslast in Deutschland. 
Kreditverschuldung und Zinslast. 


1931 ein Rekordjahr der Konkurse. 
Was ging 1931 in Konkursen verloren? 
Wo gab es 1931 die meisten Pleiten? (Handel). 
Wo gab es 1931 die meisten Pleiten? (Industrie). 


Arbeitslosigkeit in Deutschland u. ihre Ursachen. 
Die Entwicklung des Arbeitsmarktes. 

Die Rationalisierung in Deutschland (Produktion). 

Die Rationalisierung in Deutschland (Verbrauch). 
Produktionssteigerung und Arbeitsleistungen. 

Not zwingt zur Arbeit. 


Die parlamentarischen Verhältnisse. 
Der alte und der neue Reichstag. 
Der Wille des Volkes 1919—1932. 


Die Bedeutung der ehemaligen deutschen 


Kolonien. 
Die ehemaligen deutschen Kolonien. b 
Der Außenhandel der ehemaligen deutschen Kolonien. 


Statistisches von der Reichsbahn. 
Was befördert die Reichsbahn ? 
Wie die Züge schneller wurden. ; 
Wo fahren in Deutschland die Züge am schnellsten ? 


Vom deutschen Sport. 
Die Ausbreitung des Sportgedankens in Deutschland. 
Die Entwicklung des Körpersports. 
Die 10. Olympiade 
Einige Aussichten der Deutschen beim Olympia in USA. 


Verschiedenes. 
Wer zahlt die deutschen Zölle? 
Rückgang der Polen in Deutsch-Oberschlesien. 
Die deutschen Himalaja-Expeditionen. 
Der Ausbau des französischen Kanalsystems. 
Die Pyramiden, das Wunderbauwerk der alten Ägypter. 


Nr. 12 
Im Tiefpunkt der Wirtschaftskrise ? 


Die Wirtschaftskrisen der letzten 50 Jahre. 

Gesamtzahl der Arbeitsuchenden. 

Die Vorratsminderung an den Weltmärkten. 

Die Rohstoffpreise widerstandsfähig. 

Billiges Geld am internationalen Geldmarkt. 

Gold und Devisen bei der Reichsbank. 

Die Besserung auf dem deutschen Geldmarkt. 

Die Bilanz der Sparkassen. 

Die Spartätigkeit in den deutschen Landen. 

Die Entwicklung der Industrie. 

Der Wirtschaftsplan der Reichsregierung. 

Rückgang der Lebenshaltungskosten. 

Wie lange noch eine deutsche aktive Handelsbilanz ? 

Was bezieht Deutschland aus Rußland? 

Was liefert Deutschland an Rußland ? 

Die Verteilung der Weltproduktion vor und nach der 
Weltwirtschaftskrise. 


Auswirkungen der Wirtschaftskrise. 


Das deutsche Volkseinkommen. 

Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise. 

Die Entwicklung der Agrarpreise in Deutschland. 
Zinsendienst und Landwirtschaft. 

Die deutsche Milchwirtschaft. 

Was kostet Siedlungsland ? 

Die deutsche Holzerzeugung und der Holzbedarf. 
Das Alter des deutschen Hochwaldes. 


Um Deutschlands Gleichberechtigung. 


Die Bewafinung der französischen Armee: 
Die Bewaffnung der aktiven Heere. 
Wehrmachtsausgaben. 
Deutschland im Schußbereich der Geschütze seiner Nach- 
barn. 
Verschiedenes, 
Der deutsche Schulaufbau. 
Zivilversorgung in Deutschland. 
Wie der Benzinpreis zustande kommt. 
Das Saargebiet ist 100prozentig deutsch. 


c erscheint monatlich (Mitte des Monats) und kostet im Abonnement RM 18,— 
jährlich (vierteljährlich RM 4,50), zuzüglich RM 1,—. Zustellgebühr durch die 
Matern zum Abdruck in Zeitungen und Zeitschriften kosten 


RM 1,80. Einzelne Diapositive schwarz RM 1,25, farbig RM 2,25. Vergrößerungen nach Sonderangebot. 
Prospekte und Einzelbildverzeichnisse kostenlos von 
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Der Heimatdienſt 


„Der Heimatdienst“ 


ANTRAT 
12. Jahrgang 1932 


ist mit der vorigen Nummer 24 vollständig 
geworden. 


Sie brauchen jetzt die geschmackvolle 


Einbanddecke 


in Halbleinen und mit Goldprägung 


Preis RM 2,— 


zuzüglich 40 Rpf. für Porto und Verpackung bei 
Voreinsendung des Betrags. Bei Nachnahme- 
zusendung erhöhen sich die Kosten. 


Der laufende Jahrgang 


wird am besten und zweckmäßigsten in dem 
eigens für den „Heimatdienst“ angefertigten 


Stab-Selbstbinder 


aufbewahrt und zusammengehalten, der sich’als 
wirklich brauchbarer Sammeleinband bewährt hat 


Preis RM 3,60 


zuzüglich 40 Rpf. für Porto und Verpackung bei 
Voreinsendung des Betrags. Bei Nachnahme- 
zusendung Mehrkosten 


Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W35 


Potsdamer Str. 41 Postscheckkonto Berlin 78.995 


Das Reich und Preußen 
Kampf um die Führung 


Von Bismarck bis 1918 


Von Dr. Hans Goldſchmidt 
Archivrat im Reichs archiv 
1951. Preis 20, 70 RM, in Ganzleinen gebund. 21,0 RM 


Einige Arteile über das Werk: 


„. . . daß der Reichsgründer es geweſen, der mit dieſem Problem 
unausgeſetzt gerungen hat, und daß ſeine Nachfolger es ſträflich ver⸗ 
nachläſſigten, das jener y man erſt jetzt aus einem hochbedeutſamen 
Werke, das man an Wichtigkeit nur mit den Akten des Auswär- 
tigen Amtes vergleichen kann und das man als die intereſſanteſte 
Aktenpublikation zur inneren Geſchichte des Neiches bezeichnen 
darf. Der Verfaſſer kann durch feinen unermüdlichen Spürfinn und 
dank dem Entgegenkommen der Reichs- und Landesbehörden und 
zahlreicher ehemaliger Staatsmänner eine umfaſſende Attenfamm- 
lung vorlegen, der er eine ſehr eingehende und unentbehrliche 
Einleitung vorausgeſchickt hat...“ 


Prof. Or. Schüßler i. d. DAS. v. 21. 1. 31 


ne... Es ift daher dankbar zu begrüßen, daß Or. Hans Soldſchmidt 
lich die hiſtoriſche Erfaſſung und wiſſenſchaftliche Jurchdringung 
ieſes Problems zur Aufgabe gemacht und in ſeinem Buch in 
hervorragender Weiſe dargeſtellt hat. Mit dieſem Buch iſt der 
Offentlichkeit ein Quellenwerk von größtem dokumentariſchen Wert 
übergeben worden..“ 


„Berliner Börſen-Zeitung“, 19. April 1931 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W 8 


Der Gereke⸗ Plan 


Schafft 
Arbeit und Brot! 


Das Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
der Landgemeinden 


Soeben ift im Landgemeindeverlag unter dem Titel 


„Schafft Arbeit und Brot“ 


eine Broſchüre erſchienen, die eine ausführliche Wieder- 
gabe und Erläuterung des Arbeitsbeſchaffungspro- 
gramms der Landgemeinden (Gereke-Plan) enthält. 
Außerdem iſt in der Broſchüre das Wirtſchaftsprogramm 
der Regierung von Papen einer ſachlichen Betrachtung 
unterzogen worden, und zwei weitere Kapitel enthalten 
reichhaltiges Material über die Gründe der Arbeits- 
loſigkeit und die vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten in 
Deutſchland. 

Die Frage der Arbeitsbeſchaffung ſteht im Mittelpunkt 


aller öffentlichen Erörterungen. 
Preis 1.— RM. zuzügl. 0.15 Porto 


Zu beziehen vom: 


Zentralſchriftenvertrieb G. m. b. H., Berlin W 35, 
Po.sdamer Str. 41 poſtſcheckkonto Berlin 102383 


Das Zentralorgan der 
Arbeitsdienstbewegung 
ist 
die überparteiliche.- illustrierte 
Zeitschrift 


Deutscher Arbeitsdienst 


Das weitumfassendste Blatt für Arbeitsdienst 
und Siedlung mit amtlichen Verordnungen, 
Pressespiegel, Literaturverzeichnis, Zusam- 
menstellung von neuen Arbeitslagern, sowie 
Bezugsquellennachweisen wird in Tausenden 
von Arbeitslagern, sowie in amtlichen und 
privaten Fachkreisen gelesen. 


Die Zeitschrift erscheint zweimal monatlich 
in großer Auflage. 


Verte jahrlich 
Halbjährlich „ 4,80 
Ganz jahrlich „ 9,60 
Sammelabonnements für Verbände und 
Behörden Ermäßigung. 


Zu bestellen durch die Post, den Buchhandel 
und den Verlag „Deutscher Arbeitsdienst“, 
Bremen 1 und Berlin SW 11 


RM 2,40 
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